
Vorbild ist erste Bür-
gerpflicht –  
Die „Kümmerer“ wer-
den gebraucht 

Lieber Mitglieder und 
Freunde der Senioren-
Union, 
 
Der Bundestagswahl-
kampf ist beendet. Ei-
ne neue, schwarz/
gelbe Bundesregie-
rung hat ihre Arbeit 
aufgenommen. Die 
Aussagen, die vor der 
Wahl gemacht wurden, 
gilt es in die Tat umzu-
setzen, auch von sol-
chen Politikern, die 
den Mund etwas voll 
genommen haben.  
 
Man kann unserer Bun-
deskanzlerin und Bun-
desvorsitzenden Angela 
Merkel nur wünschen, 
dass sie mit glücklicher 
Hand die widerstreiten-
den Interessen in der 
neuen CDU/CSU/FDP-
Koalition zum Wohle un-
serer Bevölkerung und 
im Sinne christlich libe-
raler Politik zusammen-
führt. Das gilt auch und 

besonders für die Senio-
renpolitik: “Eine Gesell-
schaft verarmt, wenn sie 
den Sinn für die Würde 
des Alters verliert und 
auf den Schatz reicher 
Erfahrungen und Ein-
sichten verzichtet“, sagte 
Helmut Kohl auf der 
Gründungsversammlung 
der Senioren-Union vor 
20 Jahren in Bonn. Heu-
te gilt diese Feststellung 
mehr denn je.  
 
Bei der Bundestagswahl 
2009 haben die über 
60jährigen mit 43% die 
Union gewählt. Das 
reicht für künftige Wah-
len nicht aus. Daher 
muss die Politik der 
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CDU diesen Umstand 
stärker als bisher be-
rücksichtigen.  
 
Das gilt für die Einbin-
dung der Senioren in al-
le Entscheidungsdungs-
prozesse in der Union, 
von ganz unten bis ganz 
oben. Aber es gehört 
noch mehr zur Wahrheit: 
Die Union muss zu ihren 
Wurzeln, also orientiert 
am christlichen Men-
schenbild, zurückkeh-
ren. Das Urteil des euro-
päischen Gerichtshof 
zum Kruzifix in Italien 
muss uns lautstark auf 
den Plan rufen. Hier 
kommt eine große Ge-
fahr auf uns zu, wenn 
dieses Urteil Schule 
macht. 
 
Sozial und gerecht muss 
es zugehen in den Rei-
hen der CDU und bei al-
len von ihr und ihren 
Mandatsträgern zu tref-
fenden Entscheidungen. 
Vorbild zu sein ist die 
erste Bürgerpflicht für 
alle unsere Funktions- 
und Entscheidungsträ-
ger. Wenn dieses in De-
mut geschieht, werden 
uns die Bürger in Zu-
kunft wieder das Ver-
trauen schenken, und 
die, die CDU bei der 
Bundestagswahl 2009 
nicht gewählt haben 

(Fortsetzung von Seite 1) oder nicht zur Wahl ge-
gangen sind, werden 
aus Überzeugung zu 
uns zurückkehren, wenn 
wir sie von unserer Poli-
tik überzeugen. Das Ver-
trauen in die Unterstüt-
zung der Medien im 
Wahlkampf ist unver-
zichtbar, aber noch 
wichtiger ist, dass die 
Kandidaten aller Ebenen 
sich dem Bürger als 
„Diener der Demokratie“ 
zuwenden. Die Men-
schen spüren, wenn Po-
litik glaubhaft ist. Gespür 
für das Machbare und 
Richtige wird gebraucht, 
orientiert am Gemein-
wohl, wie es in unserer 
Verfassung formuliert ist. 
 
Hier sind auch wir als 
Senioren-Union stärker 
als bisher bei der Ges-
taltung von und mit un-
seren Funktions- und 
Mandatsträgern für und 
mit den Menschen ge-
fordert. Der „Kümmerer“ 
wird gebraucht, ihm ver-
trauen die Menschen. 
 
Wir als Kreis-, Stadt- und 
Gemeindevereinigungen 
der Senioren-Union 
müssen unsere Mitbür-
ger, gerade die älteren, 
davon überzeugen, dass 
wir neben den angeneh-
men Dingen wie Unter-
haltung und Freizeit mit 
Fantasie und Visionen 

auch politische Gestal-
tungsarbeit für das Wohl 
der Bürger, insbesonde-
re für die Älteren unter 
uns, überzeugend leis-
ten.  
 
Gerade weil der demo-
grafische Wandel den 
Anteil der über 60jähri-
gen in den nächsten 
Jahren enorm ansteigen 
lässt, steigt auch für uns 
die Verantwortung für 
die Seniorinnen und Se-
nioren.  
 
Konrad Adenauer hat 
einmal gesagt: „Die Er-
fahrungen sind wie Sa-
menkörner, aus denen 
die Klugheit empor-
wächst.“  Die Politik tut 
gut daran, auf ihn zu hö-
ren. Und gerade dort, 
wo wir uns als Anwalt 
und Ansprechpartner der 
Bürger verstehen, sind 
wir verpflichtet, immer 
wieder den Nachweis für 
unsere Kompetenz und 
unsere Rolle zu erbrin-
gen.  
 
Dem demografischen 
Wandel ist in erster Linie 
mit dem Konzept der 
Daseinsvorsorge zu be-
gegnen. Marktwirtschaft-
liche Gesetze gelten hier 
nur bedingt. Die Privati-
sierung, so wichtig sie in 
der sozialen Marktwirt-
schaft als eine Lösungs-

(Fortsetzung auf Seite 3) 
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möglichkeit ist, nutzt in 
der Daseinsvorsorge nur 
bedingt für die Erfüllung 
der Leistungen der 
„Grundversorgung“. 
 
Die Politik muss stärker 
als bisher die Hand-
schrift der Senioren tra-
gen. So sind auch unse-
re „Prüfsteine“ zu verste-
hen, die der Landesvor-
stand in seiner Sitzung 
am 4. November 2009 
beschlossen hat (siehe 
Seite 10). Diese 10 
„Prüfsteine“ werden al-
len Europa- und Bun-
destagsabgeordneten 
sowie den CDU-Kreis-
tagsfraktionen der Land-
kreise und kreisfreien 
Städte zugestellt, ferner 
der CDU-Landtags-
fraktion und der Landes-
regierung. 
 
Aber auch die Gliede-
rungen der Landespar-
tei, einschl. der Vereini-

gungen, sollen sie be-
kommen. Jedes Mitglied 
von uns ist aufgefordert, 
sich des Inhalts dieser 
„Prüfsteine“ anzuneh-
men und deren Umset-
zung zu unterstützen. 
 
Wir und unsere Partei 
auf allen Ebenen müs-
sen unsere ureigene, 
christlich-demokratische 
Politik, von den Grund-
werten bis zur sozialen 
Markwirtschaft, in die 
tägliche Politik einbezie-
hen.  
 
Nur so wird es uns gelin-
gen die nächste Bun-
destagswahl und die da-
zwischen liegende Land-
tagswahl sowie die Kom-
munalwahlen zu gewin-
nen. Wir sind und blei-
ben, bei überzeugender 
und erfolgreicher Politik, 
die Volkspartei der Bun-
desrepublik Deutsch-
land. 

 
Ich möchte im Namen 
unseres Landesvor-
stands die Gelegenheit 
der letzten Ausgabe des 
Senioren-Reports im 
Jahr 2009 nutzen, Ih-
nen, den Mitgliedern, 
unseren Freunden und 
Förderern so wie unse-
rer Mutterpartei auf allen 
Ebenen zu danken für 
die Unterstützung, auch 
für die manchmal kriti-
sche Zusammenarbeit.  
 
Ihnen allen und Ihren 
Famil ienangehörigen 
wünsche ich eine geseg-
nete Weihnachtszeit und 
uns allen ein erfolgrei-
ches Jahr 2010, verbun-
den mit den Wünschen 
bester Gesundheit und 
Wohlergehen. 
 
Ihr  
Rolf Reinemann 
Landesvorsitzender 
der Senioren-Union 

Senioren-Union Niedersachsen verbessert Kommunikation 
 
Um noch stärker die Verbindung zu den Mitgliedern der Senioren-Union zu orga-
nisieren, hat die Landesvereinigung ein Senioren-Service-Telefon  eingerichtet. 
Unter der Telefon-Nummer  

0511-27 99 161 
 

können die Mitglieder der Kreis-, Stadt-, und Gemeindevereinigungen jeden 
Montag von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr Vertreter der Landesvereinigung erreichen, 
um Informationen zu erfragen, sich nach  Problemlösungen zu erkundigen oder 
Sorgen und Nöte „loszuwerden“. 
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Niedersachsens CDU kann mit der  
Bundeswahl zufrieden sein 

Die Wahl zum Deut-
schen Bundestag am 27. 
September 2009 ist 
schon einige Zeit her, 
dennoch soll das Wich-
tigste auch im Senioren-
Report dokumentiert 
werden. Die CDU in Nie-
dersachsen kann, wie 
ihr Landesvorsitzender 
David McAllister erklärte, 
mit dem Ausgang der 
Wahl durchaus zufrieden 
sein. Im Bundesgebiet 
hat die Union, absolut 
gesehen, mit 33,8 Pro-
zent (2005 = 35,2 Pro-
zent) der Zweitstimmen 
zwar das zweitschlech-
teste aller bisherigen 
Bundestagswahlergeb-
nisse erzielt und viele 
Stimmen verloren, aber 
vor allem im Verhältnis 
zur SPD, der anderen 
„großen“ Volkspartei, die 
nur auf 23,0 Prozent 
kam und 11,3 Prozent-
punkte einbüßte, ist die 
Union der klare Sieger 
der Bundestagswahl 
2007. Sie liegt eindeutig 
an der Spitze aller Par-
teien. Die SPD erlitt das 
bisher größte Wahldeba-
kel ihrer Geschichte und 
wurde abgestraft. Auch 
die Grünen und die Lin-
ken, die sich vor der 
Wahl und am Wahl-

abend selbst als große 
Sieger feierten, sind mit 
10,7 Prozent bzw. 11,9 
Prozent kläglich wieder 
in der Opposition gelan-
det. Allein die FDP gilt 
als wirklicher Gewinner 
dieser Bundestagswahl. 
14,6 Prozent gegenüber 
9,8 Prozent im Jahr 
2005 sind nicht nur ein 
stolzes Ergebnis, son-

dern sie bringen ihr auch 
nach vielen Jahren wie-
der die Beteiligung als 
Koalitionspartner der 
Union an der Bundesre-
gierung. Die CDU/CSU/
FDP-Koalition arbeitet 
unter der wiedergewähl-
ten Bundeskanzlerin An-
gela Merkel bereits mit 
Volldampf. Politiker und 
Analysierer sind immer 
noch eifrig dabei, die 
Bundestagswahl zu ana-
lysieren, um Lehren für 
die Zukunft zu ziehen. 

33,2

29,3

13,3

10,7

8,6

Das endgültige Zweitstimmenergebnis   
der Bundestagswahl in Niedersachsen lautet: 
    

CDU: 1.471.530 (33,2 %)  
SPD: 1.297.940 (29,3 %)  
FDP:   588.401 (13,3 %)  
Grüne:   475.742 (10,7 %)  
DIE LINKE:   380.373 (8,6 %)  
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Rösler für seine Partei 
verzeichnen, wenn es 
auch mit 13,3 Prozent 
(plus 4,4 Prozent) nicht 
ganz so hoch ist wie auf 
Bundesebene (14,6 Pro-
zent). 
 
Die niedersächsischen 
Grünen rangieren mit 
10,7 Prozent (plus 3,3 
Prozent) – anders als 
auf Bundesebene –  vor 
den Linken mit 8,6 Pro-
zent (plus 4,3 Prozent). 
Die Wahlbeteiligung lag 
in Niedersachsen bei 
73,3 Prozent und damit 
6,1 Prozent niedriger als 
2005, aber um 2,2 Pro-
zent höher als im Bun-
desdurchschnitt.  
 
Zum Ergebnis der Bun-
destagswahl erklärte der 
Vorsitzende der CDU in 
Niedersachsen, David 
McAllister: "Die CDU ist 
mit 38,5 % der Erst- und 
33,2 % der Zweitstim-
men klar stärkste Partei 
in Niedersachsen - wie 
bereits bei den Europa-, 
Landtags- und Kommu-
nalwahlen. Die CDU hat 
die Mehrzahl der Wahl-
kreise gewonnen“. 
 
Die CDU in Niedersach-
sen hat das viertbeste 
Ergebnis aller CDU-
Landesverbände erzielt. 
Erstmals seit 1994 hat 

(Fortsetzung auf Seite 6) 

 

Mit einem Anteil von 
33,2 Prozent der Zweit-
stimmen (2005: 33,6 
Prozent) hat die CDU 
in Niedersachsen zwar 
leicht (0,4 Prozent) ver-
loren, aber sie ist erst-
mals stärkste Kraft in 
Niedersachsen. 
 
Die SPD muss mit 29,3 
Prozent der Zweitstim-
men allerdings einen 
Verlust von 13,9 Prozent 
verkraften, liegt damit in 
Niedersachsen aber im-
mer noch deutlich bes-
ser als auf Bundesebe-
ne (23,1 Prozent). Bei 
der Zahl der Direktman-
date konnte die CDU zu-
dem aufholen, wie man 
vor der Wahl kaum zu 
hoffen wagte. Aus den 
vier Bundestagsmanda-
ten, die von der CDU 
2005 direkt geholt wer-
den konnten, sind jetzt 
16 geworden. 
 
Auch prominente Sozial-
demokraten, die ihre 
Wahlkreise – zum Teil 
sehr knapp – wieder ge-
winnen konnten, haben 
hohe Verluste zu ver-
zeichnen, darunter der 
Landesvorsitzende Gar-
relt Duin (minus 13,9 
Prozent), Generalsekre-
tär Hubertus Heil (minus 

10,6 Prozent) und Tho-
mas Oppermann (minus 
zehn Prozent), bei dem 
die Wahl in Göttingen 
besonders knapp aus-
ging. Sicher gewonnen 
hat Sigmar Gabriel sei-
nen Wahlkreis mit „nur“ 
7,6 Prozent Verlust. 
Bundesfamilienministe-
rin Ursula von der Leyen 
musste sich in der SPD-
Hochburg Hannover 
Bundesministerin a.D. 
Edelgard Bulmahn ge-
schlagen geben, die al-
lerdings 14,7 Prozent ih-
rer Erststimmen einge-
büßt hat. 
 
Gerade einmal 860 
Stimmen Vorsprung hat-
te die Sozialdemokratin 
Caren Marks im Wahl-
kreis Hannover Land I 
gegenüber ihrem Her-
ausforderer Sebastian 
Lechner, dem Landes-
vorsitzenden der Jungen 
Union. 
 
Verlorengegangen ist 
dagegen für die SPD der 
Wahlkreis Celle, bislang 
fest in der Hand des 
ausgeschiedenen bishe-
rigen Fraktionsvorsitzen-
den Dr. Peter Struck. 
Ein hohes Wahlergebnis 
konnte auch FDP-
Parteichef Dr. Philipp 

CDU wird erstmals stärkste Kraft 
in Niedersachsen 
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na Josefine Grotelü-
schen (Großenkneten-
Ahlhorn), Georg Schirm-
beck, MdB (Hasbergen), 
Eckhard Pols (Lüne-
burg), Axel Knoerig 
(Kirchdorf), Günter Lach 
(Wolfsburg), Andreas 
Mattfeldt (Langwedel), 
Franz-Josef Holzen-
kamp,MdB (Emstek). 
 
Über die Landesliste 
der CDU in Niedersach-
sen sind gewählt: Minis-
terin Dr. Ursula von der 
Leyen (Burgdorf), Eckart 
von Klaeden, MdB 
(Hildesheim), Dr. Maria 
F l a c h s b a r t h ,  M d B 
(Hannover), Rita Pawel-
ski, MdB (Hannover), 
Hartwig Fischer, MdB 
(Göttingen).   

 
die CDU in Niedersach-
sen bei Bundestagswah-
len wieder stärker als die 
SPD im Land abge-
schnitten. Die SPD hat 
in Niedersachsen mit mi-
nus 13,9% höhere Ver-
luste als im Bundes-
durchschnitt von minus 
11,2% hinnehmen müs-
sen. Die CDU in Nieder-
sachsen hat im Ver-
gleich zur letzten Bun-
destagswahl die Anzahl 
der direkt gewonnenen 
Mandate von vier auf 16 
der insgesamt 30 Wahl-
kreise vervierfachen 
können. Ehemalige 
Hochburgen der SPD, 
wie beispie lsweise 
Wolfsburg-Helmstedt, 
Osterholz-Verden oder 
Delmenhorst -Weser-

(Fortsetzung von Seite 5) marsch-Oldenburger 
Land wurden von den 
CDU-Kandidaten ge-
wonnen. 
 
Für die CDU in Nieder-
sachsen ziehen direkt 
gewählt in den 17. 
Deutschen Bundestag 
ein:  Dr. Martina Krog-
mann,MdB (Stade), Dr. 
Hermann Kues, MdB 
(Lingen), Thomas Kos-
sendey,MdB (Edewecht-
Kleefeld), Michael Gros-
s e - B r ö m e r ,  M d B 
(Brackel),  Enak Ferle-
mann, MdB (Cuxhaven), 
Gitta Connemann, MdB 
(Leer), Dr. Mathias Mid-
delberg (Osnabrück), 
Reinhard Grindel, MdB 
(Rotenburg (Wümme)), 
Henning Otte, MdB 
(Bergen), Astrid Kathari-

Niedersachsens CDU mit 5 Vertretern in der Bundesregierung 

Mit einer Bundesministe-
rin, einem Staatsminister 
und drei Staatssekretä-
ren ist die CDU in Nie-
dersachsen in der Bun-
desregierung vertreten: 
Dr. Ursula von der Ley-
en (Hannover), Bundes-
ministerin für Fami-
lie,Frauen, Senioren und 
Jugend; Eckart von 
Klaeden (Hildesheim), 
zunächst zum Parlamen-
tarischen Staatssekretär 
im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium ernannt, wurde 

von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zum 
Staatsminister im Kanz-
leramt berufen; Dr. Her-
mann Kues (Lingen), 
P a r l a m e n t a r i s c h e r 
Staatssekretär im Bun-
desministerium für Fami-
lie, Frauen, Senioren 
und Jugend; Thomas 
Kossendey (Edewecht), 
P a r l a m e n t a r i s c h e r 
Staatssekretär im Bun-
desministerium für Ver-
teidigung; Enak Ferle-
mann (Cuchaven), Par-

lamentarischer Staats-
sekretär im Bundesmi-
nisterium für Bauen, 
Wohnen und Verkehr. 
Vorsitzender der nieder-
sächsischen Landes-
gruppe der Bundestags-
fraktion der Union wurde 
als Nachfolger von Enak 
Ferlemann Michael 
G r o s s e - B r ö m e r 
(Harburg). Wiederge-
wählt wurden Rita Pa-
welski (Hannover) als 1. 
Stellvertreterin sowie 

(Fortsetzung auf Seite 7) 
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Senioren-Union: Bundestagswahl als  
Vertrauensvotum 

Die deutliche christlich-
liberale und bürgerliche 
Mehrheit im neuen Deut-
schen Bundestag ist 
nach Auffassung des 
Bundesvorsitzenden der 
Senioren-Union der 
CDU Deutschlands, 
Prof. Dr. Otto Wulff, "ein 
eindeutiges Vertrauens-
votum für Bundeskanz-
lerin Angela Merkel und 
die Union." Wählerinnen 
und Wähler hätten deut-
lich gemacht, "dass sie 
in diesen schwierigen 
Zeiten einer Politik der 
Erneuerung der Sozia-
len Marktwirtschaft den 
Vorzug vor einer rot-rot-
grünen Zitterpartie" gä-
ben. Die Sozialdemokra-
ten seien letztendlich an 
ihrem "Schlingerkurs" 
gegenüber der "Linken" 
gescheitert, betonte 
Wulff, der auch Mitglied 
d e s  C D U -
Bundesvorstands ist. 
"Wer nicht deutliche Dis-
tanz zu Kräften hält, die 
das freiheitliche System 
der Bundesrepublik 
Deutschland verändern 
wollen, schadet seiner 
Glaubwürdigkeit und 
verliert seine Mehrheits-
fähigkeit." Auch bei künf-
tigen Wahlen werde die 
SPD so lange nicht wie-

der Zugewinne erzielen, 
so lange sie sich nicht 
von der postkommunisti-
schen Linken deutlich 
abgrenzt. Die Senioren-
Union erfülle es "mit 
Stolz", dass sie durch 
weit überdurchschnittli-
che Stimmenanteile in 
der Generation der über 
60-jährigen zu dem 
Wahlerfolg der bürgerli-
chen Koalition wesent-
lich beigetragen habe. 
"Gegen diese Generati-
on kann in Deutschland 
keine Wahl mehr gewon-
nen werden." 

Georg Schirmbeck 
(Osnabrück-Land) als 
Schatzmeister. Neu in 
den Vorstand gewählt 
wurden Franz-Josef 
Holzenkamp aus Clop-
penburg und Hartwig Fi-
scher aus Göttingen. – 
Die Niedersachsen sind 
die drittstärkste Landes-
gruppe der CDU im 
Deutschen Bundestag. 
Damit zählt sie zu den 
einflussreichsten inner-
halb der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion.  

(Fortsetzung von Seite 6) 
 

Stärkung der 
CDU als  

Volkspartei 
„zwingende his-

torische Not-
wendigkeit“ 

Der Landesvorstand der 
Senioren-Union Nieder-
sachsen (SUN) hat es in 
seiner Sitzung am 
7.10.09 in Hannover als 
“zwingende historische 
Notwendigkeit” bezeich-
net, die CDU als Volks-
partei nachhaltig zu stär-
ken.  
 
Ausweislich der letzten 
Wahlen ist die CDU die 
einzige politische Kraft in 
Deutschland, die noch 
eine umfassende Bin-
dungsfähigkeit für alle 
g e s e l l s c h a f t l i c h e n 
Schichten zu erzielen 
vermag, führten die Spit-
zenvertreter der Senio-
ren-Union Niedersach-
sen  aus. 
 
Mit dieser Integrationsfä-
higkeit kann die CDU in 
Deutschland als letzte 
verbliebene politische 
Partei in Deutschland 
die historische Aufgabe 
wahrnehmen, allen Be-
reichen unserer Bevöl-
kerung ein Angebot des 
vertrauensvollen Mitein-

(Fortsetzung auf Seite 8) 
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anders zu machen, ein 
Auseinanderdriften zu 
verhindern und damit 
den sozialen Frieden so-
wie den menschlichen 
Zusammenhalt zu si-
chern. 
 
Diese Stärkung der CDU 
als Volkspartei hat nach 
Einschätzung der Senio-
ren-Union Niedersach-
sen  durch programmati-
sche Fest legungen 
ebenso wie durch eine 
praktische Politik zu er-
folgen, die - sich erkenn-
bar aus christlich be-
stimmten Grundwerten 
herleitend - eine hohe 
wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit in den 
Dienst des Gemeinwohls 
stellt. 
 
Diese Orientierung sollte 
bereits in der Koalition 
mit der FDP ihren Aus-
druck finden. In diesem 
Zusammenhang warnte 
die Senioren-Union Nie-
dersachsen  davor, in 
dem Absinken der SPD 
unter die Schwelle der 
Volkspartei einen begrü-
ßenswerten politischen 
Vorgang zu sehen.  
 
Dem Wohl Deutschlands 
wäre es zuträglicher, 
wenn die SPD sich ihre 
Fähigkeit bewahren 

(Fortsetzung von Seite 7) 
 

Die Senioren-Union Nie-
dersachsen hat mit al-
lem Nachdruck davor 
gewarnt, die deutsche 
Bundeswehr durch eine 
Kürzung des Wehrdiens-
tes auf sechs Monate 
der Lächerlichkeit preis-
zugeben. 
 
Hierzu erklärten der Lan-
desvorsitzende der Se-
nioren-Union Nieder-
sachsen, Rolf Reine-
mann, der selbst Berufs-
offizier der Bundeswehr 
gewesen ist, und der 
Stellvertretende Landes-
vorsitzende Manfred 

Gallwitz, ehemaliger 
Rechtsberater der Bun-
deswehr und Referent 
im Bundesverteidigungs-
ministerium: 
 
Eine Armee, deren 
Rückgrat von amateur-
haft  ausgebi ldeten 
Wehrpflichtigen gebildet 
wird, kann weder von 
der NATO und dem 
sonstigen Ausland noch 
bei uns in Deutschland 
ernst genommen wer-
den. Die Bundeswehr 
würde aufhören, einen 
beachtenswerten Si-
cherheitsfaktor in Euro-

(Fortsetzung auf Seite 9) 

Senioren-Union gegen  
Kürzung der Wehrpflicht 

Bundeswehr nicht der Lächerlichkeit preisgeben  
-  Wesentlicher Bestandteil der Gesellschaft  - 

könnte, ihr zuneigende 
Wählerschichten dem 
demokratischen Spekt-
rum zu erhalten. 
 
Abschließend bekannte 
sich die Senioren-Union 
Niedersachsen  zu ihrer 
Verpflichtung, bei der 
Stärkung der CDU als 
Volkspartei eine beson-
dere Verantwortung 
wahrzunehmen. 
 
„Wir werden unsere poli-
tische Tätigkeit in Zu-

kunft verstärkt darauf 
ausrichten, die ständig 
wachsende Zahl von äl-
teren Menschen von der 
Notwendigkeit einer 
CDU als kraftvolle Volks-
partei zu überzeugen“, 
legten sich die Spitzen-
vertreter der Senioren-
Union Niedersachsen  
fest. 
                                                   

Manfred Gallwitz 
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Die Koalitionäre haben 
sich je ein Projekt ge-
nehmigt: Auf Wunsch 
der FDP soll die Kultur-
förderung zum Staatsziel 
werden. Im Gegenzug 
soll Deutsch im Grund-
gesetz als Sprache der 
Bundesrepublik festge-
schrieben werden - was 
die Kanzlerin bisher ab-

gelehnt hatte. 
 
Die Koalition aus CDU, 
CSU und FDP will das 
Staatsziel Kultur und die 
deutsche Sprache im 
Grundgesetz verankern. 
Darauf hatte sich die Ar-
beitsgruppe Familie/
Integration/Kultur und 
Neue Medien bei den 

pa und der Welt darzu-
stellen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland würde 
in der internationalen Si-
cherheitspolitik auf den 
Stand eines Entwick-
lungslandes zurückfal-
len. 
 
Die Kürzung der Wehr-
pflicht auf sechs Monate 
ist damit eine Maßnah-
me, die fast ausschließ-
lich negative Auswirkun-
gen hat, ohne zu er-
kennbarem Nutzen zu 
führen. Sie dient weder 
dem einzelnen Wehr-
pflichtigen noch hat sie 
angesichts des hohen 
Bestandes an Wehrun-
tauglichen eine nen-
nenswerte Verbesse-
rung der Wehrgerechtig-
keit zur Folge. Deshalb 
stellt sich auch die Fra-
ge, ob die Milliarden des 
Verteidigungshaushalts 
für eine Armee dieser 
Qualifikation noch ge-
rechtfertigt sind.  
 
Ein weiterer Aspekt, der 
nicht außer Acht gelas-
sen werden darf, ist die 
Tatsache, dass die Bun-
deswehr seit ihrer Grün-
dung ein wesentlicher 
Bestandteil unserer Ge-
sellschaft ist. Die Solda-
ten sind als „Bürger in 
Uniform“ in sie integriert.  
 
Das hat sich seit über 50 

Jahren bewährt. Diese 
Anerkennung im Be-
wusstsein der Bevölke-
rung würde es bei immer 
kürzeren Wehrdienst 
oder gar bei einer Be-
rufsarmee nicht geben. 
Länder, die die Wehr-
pflicht abgeschafft ha-
ben, haben große Prob-
leme mit der Anerken-
nung ihrer Soldaten und 
mit der Rekrutierung des 
Nachwuchses für ihre 
Armee. 
 
Mit Bestürzung sieht die 
Senioren-Union auch die 
Auswirkungen der Wehr-
dienst-Kürzung auf die 
Hilfeleistungen für ältere 
und pflegebedürftige Mit-
bürger. Sie wären von 
dem fast völligen Ausfall 
des Hilfsdienstes am 
härtesten betroffen. Na-
türlich kann der Zivil-
dienst nicht ausschlag-
gebend für sicherheits-

politische Entscheidun-
gen sein, sagten Reine-
mann und Gallwitz. Aber 
bei einer Verkürzung der 
Wehrpflicht auf ein un-
vertretbares Maß sind 
auch die negativen Fol-
gen für den Zivildienst 
zu berücksichtigen. 
 
Mit dieser Argumentation 
fordert die Senioren-
Union Niedersachen die 
Koalition, insbesondere 
aber deren CDU-
Partner, nachdrücklich 
dazu auf, ihre Festle-
gung auf eine weitere 
Kürzung der ohnehin 
schon kurzen Wehr-
dienstzeiten zu überden-
ken und eine Entschei-
dung auf der Grundlage 
objektiver Notwendigkei-
ten zu treffen. Die deut-
sche Bundeswehr darf 
nicht durch eine weitere 
Kürzung der Wehrpflicht 
der Lächerlichkeit preis-
gegeben werden!  

Deutsch und Kultur sollen 
ins Grundgesetz 
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Der Vorstand der Senio-
ren-Union der CDU in 
Niedersachsen (SUN) 
hat in seiner Sitzung am 
3. November 2009 
„Prüfsteine für die neue 
Bundesregierung“ be-
schlossen. In dem vom 
stellvertretenden Lan-

Koalit ionsgesprächen 
geeinigt. Die FDP hatte 
sich schon länger dafür 
eingesetzt, die Kultur als 
Staatsziel ins Grundge-
setz aufzunehmen. Die 
Formulierung "Der Staat 
schützt und fördert die 
Kultur" hatten die Libera-
len bisher im Bundestag 
nicht durchsetzen kön-
nen. 
 
Der saarländische Minis-
terpräsident Peter Müller 
hatte sich besonders für 
Deutsch im Grundgesetz 
eingesetzt. Die Koalition 
benötigt für die Grund-
gesetzänderung eine 
Zweidrittelmehrheit in 
Bundestag und Bundes-
rat. Die Chancen stehen 
aber nicht schlecht, weil 
die SPD das Staatsziel 
Kultur in ihrem Wahlpro-
gramm ebenfalls befür-
wortet hatte. Es gab 
auch eine entsprechen-
de Bundesratsinitiative 

des Landes Berlin.  
 
Die FDP stimmte im Ge-
genzug dem Wunsch 
der Union zu, auch die 
deutsche Sprache als 
Sprache der Bundesre-
publik im Grundgesetz 
zu verankern. Diese For-
derung hatte die CDU 
bei ihrem letzten Partei-
tag im Dezember 2008 
vor allem auf Betreiben 
von Peter Müller be-
schlossen - gegen den 
Willen der Parteiführung. 
Die CDU-Vorsitzende 
Angela Merkel distan-
zierte sich damals von 
dem Votum und sagte: 
"Ich finde es nicht gut, 
alles ins Grundgesetz zu 
schreiben." Auch FDP-
Chef Guido Westerwelle 
kritisierte mit Blick auf 
die Integration von Zu-
wanderern: "Viel wichti-
ger als Deutsch im 
Grundgesetz ist Deutsch 
an den Schulen.“ 

Senioren-Politik  
Prüfsteine der Senioren-Union der CDU in Niedersachsen 

Westerwelle kommt 
mit Latein 

 
Der jüngst wegen seiner 
deutschen Sprachbehar-
rung in die Medienkritik 
geratene FDP-Chef Gui-
do  Westerwelle schlug 
zurück.  
 
Auf einer Pressekonfe-
renz in Berlin sagte er 
einem deutschen Jour-
nalisten, der gern auch 
auf Altgriechich fragen 
würde: „Wenn Sie ihre 
Frage in  Altgriechisch 
stellen, dann antworte 
ich Ihnen auf Latein.“  
 
Die Nachfrage in Altgrie-
chisch blieb aus. Wes-
terwelle setzte noch ei-
nen drauf und sagte, bei 
öffentlichen Terminen in 
Deutschland werde er 
auch weiterhin „unsere 
wunderschöne deutsche 
Sprache verwenden“. 

desvorsitzenden Ger-
hard Winter vorgelegten 
10-Punkte-Papier geht 
es eingangs um die Zu-
kunft der Daseinsvorsor-
ge in Deutschland, die 
zunehmend unter euro-
päischen Einfluss gerät. 
Die Senioren-Union er-

wartet, dass die Bundes-
regierung alles tut, um 
die nationale Zuständig-
keit für die Daseinsvor-
sorge, die in erster Linie 
von den  Kommunen ge-
leistet wird, uneinge-
schränkt  abzusichern.  

(Fortsetzung auf Seite 11) 
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Europa soll die Finger 
von bestimmten natio-
nalstaatlichen Besonder-
heiten, wie beispielswei-
se der kommunalen 
Selbstverwaltung, der 
kommunalen Daseins-
vorsorge oder des Föde-
ralismus in Deutschland, 
lassen. Weiter geht es 
der Senioren-Union um 
die Sicherstellung der 
geriatrischen Versor-
gung, insbesondere um 
die Einrichtung der erfor-
derlichen Zahl von Lehr-
stühlen für Geriatrie an 
den medizinischen Fa-
kultäten.  
 
Auch die Bereitschaft 
der Bürger zu Organ-
spenden soll durch ge-
eignete Maßnahmen 
des Gesetzgebers ver-
stärkt werden, damit 
nicht weiterhin von den 
auf den Wartelisten der 
Transplantationszentra-
len stehenden Men-
schen jährlich rund 
1.000 Menschen ver-
geblich hoffen und ster-
ben. Auf der Grundlage 
des Artikels 6 des 
Grundgesetzes, der Ehe 
und Familie unter den 
besonderen Schutz des 
Staates stellt sowie die 
Verantwortung für  die 
Sorge um das körperli-
che Wohl und die geisti-
ge und seelische Ent-

(Fortsetzung von Seite 10) 
 

wicklung, Bildung und 
Ausbildung der Kinder 
den Eltern auferlegt, for-
dert die Senioren-Union 
die Bundesregierung 
auf, sich dort wo es er-
forderlich ist, um eine 
Verbesserung der Erzie-

hungsbereitschaft und 
Erziehungsfähigkeit von 
Eltern zu kümmern. Um 
die Entscheidung für 
Kinder zu erleichtern, 
Familien in ihren Aufga-
ben zu unterstützen und 
das Miteinander der Ge-
nerationen sowie die 
Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf zu verbes-
sern,  regt die Senioren-
Union die Einführung ei-
ner Großelternzeit und 
von Großelterngeld für 
berufstätige Großeltern 
nach dem Vorbild des 
geltenden Bundeseltern-
geld- und Elternzeitge-

setzes  an. Nach Beteili-
gung und Ergebnis der 
Europawahl 2009 steht 
für die Senioren-Union 
fest, dass Europa für 
seine Bürgerinnen und 
Bürger noch zu weit weg 
ist. Deshalb fordert sie 
die Bundesregierung 
auf, dafür zu sorgen, 
dass das Europawahl-
recht durch Einfügen ei-
ner Komponente des 
Persönl ichkei tswahl-
rechts bürgernäher ge-
macht wird.  
 
Weitere Themen der 
Prüfsteine sind die For-
derung 
 
• nach einer Reform der 

Alterssicherung um Al-
tersarmut zu verhin-
dern, 

 
• zur Verpflichtung des 

Handels, alle in 
Deutschland verkauf-
ten Produkte mit 
Gebrauchsanweisun-
gen und Verwen-
dungsbeschreibungen 
in deutscher Sprache 
auszustatten, 

 
• für Produktion und 

Verkauf von pharma-
zeutischen Produkten 
einheitliche Regelun-
gen und einheitliche 
Preise durch die Euro-
päische Union zu initi-
ieren. 
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Die geschäftsführenden 
Landesvorstände der  
Senioren-Union von 
Sachsen-Anhalt und 

Niedersachsen trafen 
sich am 14. Oktober 
2009 in Halberstadt zur 
diesjährigen gemeinsa-
men Tagung. Am frühen 
Vormittag nahmen die 
Delegationen an einer 
ausführlichen Führung 
im Dom teil, wo auch der 
Domschatz zu besichti-
gen war. Im Benedikti-
nerkloster auf der Huys-
burg machte der Kloster-
bruder Jacobus die Se-
nioren mit den umfang-
reich rekonstruierten In-
nen- und Außenanlagen 
bekannt. Im Ekkehard-

Haus, welches als Ta-
gungs- und Gästehaus 
genutzt wird, fand dann 
die diesjährige Sitzung 

der Senioren-Union-
Vorstände aus Sachsen-
Anhalt und Niedersach-
sen statt. Als Referent 
war der Landtagspräsi-
dent aus Sachsen-
Anhalt, Dieter Steinecke, 
geladen. Zusammen mit 
den beiden Landesvor-
sitzenden aus Nieder-
sachsen, Rolf Reine-
mann, und aus Sach-
sen-Anhalt, Dr. Joachim 
Kupfer, referierten die 
drei zu dem Thema: „20 
Jahre Mauerfall – wo 
steht Deutschland heu-
te“. 

Treffen der Landesvorstände von 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 

V.l.n.r.:  Dr. Joachim Kupfer , Landtagspräsident  
  Dieter Steinecke , Rolf Reinemann 

Kostenfreier 
Steuer-Check 
hilft Rentnern 

Die Finanzverwaltung 
hat angekündigt, dass 
sie seit diesem Monat 
verstärkt auf Rentnerin-
nen und Rentner zugeht, 
die bislang keine Steuer-
erklärung abgegeben 
haben. 
 
Die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Senio-
ren-Organisationen e.V. 
(BAGSO) bietet zusam-
men mit dem Renten 
Service der Deutschen 
Post allen interessierten 
Rentnern einen kosten-
losen Steuer-Check im 
Internet an, der individu-
elle Antworten darauf 
gibt, wer steuerpflichtig 
ist und wer nicht. 
 
Außerdem erfahren die 
Nutzer z.B., welche Aus-
wirkungen die Abgel-
tungssteuer auf die per-
sönlichen Finanzen hat, 
welche Freibeträge ge-
nutzt werden können 
oder wie sich gesetzli-
che Änderungen bei der 
Besteuerung von Le-
bensvers icherungen 
auswirken. Für die fach-
liche Beratung arbeiten 
BAGSO und Renten 

(Fortsetzung auf Seite 13) 
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Service mit den Steuer-
experten von Deutsch-
lands größtem Lohn-
steuerhilfeverein, der 
Vereinigten Lohnsteuer-
hilfe e. V., zusammen. 
 
“Durch das Altersein-
künftegesetz sind etwa 
3,5 Millionen Renten-
empfänger zur Abgabe 
der Steuererklärung ver-
pflichtet. Bei vielen Be-
troffenen herrscht Un-
klarheit über die Rechts-
lage und somit auch 
über die Steuersparmög-
lichkeiten, die sich ihnen 
oft bieten. 
 
Mit diesem Steuer-
Check möchten wir auf-
klären, wertvolle Infor-
mationen geben und 
Klarheit schaffen“, be-
tont Walter Link, Vorsit-
zender der BAGSO.  
 
Der Steuer-Check ist auf 
den Internetseiten der 
BAGSO unter  
 
www.bagso.de/
steuern.html 
 
sowie auf den Internet-
seiten des Renten Servi-
ce unter  
 
www.rentenservice.de/ 
steuern  
 
zu erreichen. 

(Fortsetzung von Seite 12) 

wollen wir dazu beitra-
gen, dass dieser Pro-
zess gelingt, damit die 
Zukunft für diese Unter-
nehmen und ihre Ar-
beitsplätze gesichert 
wird“, sagte Niedersach-
sens vormaliger Wirt-
schafts- und Arbeitsmi-
nister Philipp Rösler. 
 
Bereits seit November 
2007 existiert die ge-
meinsame Initiative des 
Landes Niedersachsen, 
der Handwerkskam-
mern, der Industrie- und 
Handelskammern sowie 
der NBank zum Thema 
Unternehmensnachfolge 
in Niedersachsen.  
 
Hier werden die Angebo-
te des Landes Nieder-
sachsen rund um dieses 
Thema gebündelt. Ziel 
der Initiative ist es, die 
Dynamik der nieder-
sächsischen Wirtschaft 
zu erhöhen und zu-
kunftsfähige Wirtschafts-
strukturen aufzubauen 
und zu erhalten.  
 
Regionale Informations-
veranstaltungen finden 
statt:  
 
Hannover  

(Fortsetzung auf Seite 14) 

Unterstützung für 
Unternehmensnachfolge 

Wer aus Altersgründen 
sein Unternehmen abge-
ben oder als Nachfolger 
einen Betrieb überneh-
men will, bekommt Un-
terstützung:  
 
Die Initiative Unterneh-
mensnachfolge in Nie-
dersachsen will die Rah-
menbedingungen für 
den Generationenwech-
sel in niedersächsischen 
Unternehmen verbes-
sern und Inhabern wie 
potentiellen Nachfolgern 
mit Information, Bera-
tung und Förderung zur 
Seite stehen.  
 
„Nach Schätzungen wer-
den in den nächsten 
zehn Jahren knapp 60 
Prozent der niedersäch-
sischen Betriebe mit ei-
nem ungefähren Anteil 
von ¾ der Erwerbstäti-
gen und ¾ aller Ausbil-
dungsplätze zur Überga-
be anstehen.  
 
Sicher ist: Dieser Über-
gang ist eine der 
schwierigsten Phasen im 
Lebenszyklus von eigen-
tümergeführten Unter-
nehmen – und die Vor-
bereitung ist viel zu oft 
nicht umfassend genug. 
Mit vereinten Kräften 
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Do., 19. 11.2009 
Lüneburg  
Do. 21.01.2010 
 
Braunschweig   
Do., 28.01.2010,  
 
Stade  
Do., 4.02.2010,  
 
Verden  
Do.. 11.02.2010,  
 
Osnabrück  
Do., 11.02.2010,  
 
Northeim 
Do., 4.03.2010,  
 
Hildesheim  
Die., 9.03. 2010.  
 
Emsland  
Mi., 17.03.2010 
 
Die Internetseite 
 
www.unternehmensnach
folge.niedersachsen.de 
 
bietet Antworten, Infor-
mationen und Unterstüt-
zung rund um das The-
ma, nennt Ansprechpart-
ner, Adressen und Links.  

(Fortsetzung von Seite 13) 

mengeschlossenen 101 
Seniorenverbände, die 
rund 13 Mio. Mitglieder 
in der Altersgruppe 
50plus repräsentieren, 
zur Verantwortung der 
Älteren für nachfolgende 
Generationen:  
 
„Alle politischen, wirt-
schaftlichen und indivi-
duellen Entscheidungen 
sind darauf zu überprü-
fen, ob sie geeignet 
sind, die aktuellen Le-
bensbedingungen zu 
verbessern, ohne die 
Zukunftschancen künfti-
ger Generationen zu 
verschlechtern.“ 
 
Was Generationenge-
rechtigkeit wirklich be-
deutet – in den Sozial-
systemen ebenso wie 
bei der Bildung oder 
beim Klimaschutz -, das 
muss dringend unter Be-
teiligung von Vertretern 
aller Altersgruppen defi-
niert werden.  
 
Die BAGSO und ihre 
Mitgliedsorganisationen 
haben sich beim 9. 
Deutschen Seniorentag 
2009 intensiv mit diesen 
Fragen befasst und ste-
hen für einen Dialog zur 
Verfügung.“ 

Altersarmut jetzt vorbeugen 

In einem Offenen Brief 
des Vorsitzenden der 
Bundesarbeitsgemein-
schaft der Senioren-
O r g a n i s a t i o n e n 
(BAGSO), Walter Link, 
an die Vorsitzenden der 
Fraktionen des Deut-
schen Bundestages 
heißt es u.a.: 
 
„Der seit Jahren anhal-
tende Wertverlust der 
gesetzlichen Rente wird 
gern mit dem Schlagwort 
„Generationengerechtig-
keit“ begründet.  
 
Die nachfolgenden Ge-
nerationen haben aber 
nichts davon, wenn sie 
selbst im Alter arm sind.  
 
Denn sie würde die Aus-
höhlung der Gesetzli-
chen Rentenversiche-
rung am härtesten tref-
fen. Die beginnende 17. 
Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages 
muss dazu genutzt wer-
den, Verlässlichkeit und 
Transparenz und damit 
Vertrauen in die Gesetz-
liche Rentenversiche-
rung wiederherzustellen. 
 
In ihrer Leipziger Erklä-
rung bekennen sich die 
in der BAGSO zusam-
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Universität Berlin, für die 
im letzten Jahr mehr als 
5.200 Jugendliche in 
Bayern, Brandenburg, 
Nordrhein-Westfalen so-
wie in Berlin befragt wur-
den, sollte uns allen zu 
denken geben: Dem-
nach war die DDR in 
den Augen vieler Ju-
gendlicher ein soziales 
Paradies und keine Dik-
tatur, den Rentnern ging 
es besser als heute, und 
soziale Sicherheit wog 
die Rechtlosigkeit des 
Einzelnen unter der 
SED-Diktatur mehr als 
auf. Die Studie offenbart 
eklatante Wissenslücken 
bei den Schülern: Die 
Mehrheit aller befragten 
Jugendlichen wusste 
nicht, wer die Mauer er-
richtet hat. 
 
Viele tippten auf die 
Bundesrepublik oder die 
Alliierten. Fast die Hälfte 
der ostdeutschen und 
sogar 66 Prozent der 
westdeutschen Schüler 
bejahte die Aussage: 
„Die DDR war keine Dik-
tatur, die Menschen 
mussten sich nur wie 
überall anpassen.“ 
„Es ist dringend erforder-
lich, dass es bei uns ei-

ne intensivere Auseinan-
dersetzung in Schule 
und Gesellschaft mit der 
DDR-Diktatur gibt. Wir 
haben die Pflicht, den 
jüngeren Menschen in 
Niedersachsen den Un-
terschied zwischen einer 
Diktatur und der Demo-
kratie klar und verständ-
lich machen. 
 
Wer hier die Grenzen 
verwischt oder relativiert, 
ge fährdet  unseren 
Rechtsstaat und damit 
unsere Freiheit“, sagte 
McAllister. Der gemein-
same Entschließungsan-
trag von CDU und FDP 
macht deshalb konkrete 
Vorschläge: Wir wollen, 
dass bei der Umsetzung 
und Weiterentwicklung 
der Lehrpläne genügend 
Zeit für die DDR-
Geschichte herausgear-
beitet wird. Es ist not-
wendig, diesem wichti-
gen Zeitabschnitt, der 
normalerweise chronolo-
gisch am Ende des Ge-
schichtsunterrichts steht, 
eine größere Bedeutung 
beizumessen. Wir wollen 
ferner Kindern und Ju-
gendlichen ermöglichen, 
sich in Gedenkstätten 
über die Grundwerte von 
Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu 
informieren und sozialis-
tisches Unrechtsbe-
wusstsein als Ge-
schichtsverklärung zu 

Aus der Landespolitik 

DDR-Geschichte in den  
Schulen aufarbeiten 

Ziel eines Antrages 
„Aufarbeitung der DDR-
Geschichte an nieder-
sächsischen Schulen“, 
den die Fraktionen von 
CDU und FDP im Nie-
dersächsischen Landtag 
eingebracht haben, ist 
es, die politische, wirt-
schaftliche und soziale 
Lage der früheren DDR 
an niedersächsischen 
Schulen vertieft und fä-
cherübergreifend zu be-
handeln. 
 
Dazu erklärte CDU-
Fraktionsvorsitzender 
David McAllister: 
„In diesen Tagen jähren 
sich zum 20. Mal die 
freudigen Ereignisse, die 
zum Untergang der DDR 
führten. Wenn man aller-
dings heute - 20 Jahre 
nach der friedlichen Re-
volution und dem Mau-
erfall - nach prominen-
ten Namen und Fakten 
zur untergegangenen 
DDR fragt, tritt Erstaunli-
ches zutage. Die Ge-
schichtskenntnisse ha-
ben - was die DDR an-
geht - einen Tiefpunkt 
erreicht. Die Ergebnisse 
einer Studie des For-
s c h u n g s v e r b u n d e s 
SED-Staat an der Freien 
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turpaket in Höhe von 
163 Millionen Euro auf-
gelegt hatte, liege die 
Quote mit rund 40 Pro-
zent noch vergleichswei-
se niedrig. Nach Anga-
ben von Finanzstaats-
sekretärin Cora Herme-
nau sind zum Stichtag 1. 
Oktober 2009 rund 65 
Millionen Euro Bundes-
mittel bereits abgeflos-
sen; bis zum Jahresen-
de werde von 220 Millio-
nen Euro ausgegangen. 
Dann werden rund 24 
Prozent der Bundesmit-
tel abgerufen worden 
sein. Landesmittel sind 
demnach zurzeit in Hö-
he von 80 Millionen Euro 
ausgezahlt worden. Ins-
besondere die Investiti-
onspauschale ist bei den 
Kommunen auf große 
Zustimmung gestoßen.  
 
Im Gegensatz zu den 
anderen Bundesländern 
hat Niedersachsen – wie 
a u c h  N o r d r h e i n -
Westfalen – seinen 
Schwerpunkt auf die 
Förderung kommunaler 
Projekte gelegt und den 
Kommunen dabei die 
Entscheidung überlas-
sen, wofür sie das Geld 
mit einer Gegenfinanzie-
rung von nur fünf Pro-
zent ausgeben wollen.  

Ministerpräsident Christi-
an Wulff ist der Überzeu-
gung, dass Niedersach-
sen bei der Betreuung 
unter dreijähriger Kinder 
bis 2013 von der derzei-
tigen Schlussposition im 
Ländervergleich weit 
nach oben kommen 
wird.  
 
Man habe 2003 bei ei-
ner extrem schlechten 
Versorgung starten müs-
sen und komme daher 
nur mühsam in die Spit-
zengruppe, denn auch in 
den anderen Ländern 
werde am Krippenaus-
bau gearbeitet.  
 
Derzeit hat Niedersach-
sen eine landesweite 
Betreuungsquote von 
neun Prozent (ohne Ta-
gesmütter) mit deutli-
chen regionalen Unter-
schieden.  
 
So habe etwa Göttingen 
die für 2013 anvisierte 
Quote von 35 Prozent 
bereits erreicht.  
 
Nach Angaben von Kul-
tusministerin Elisabeth 
Heister-Neumann kom-

(Fortsetzung auf Seite 17) 

Wulff:  
Krippenausbau 

ist eine  
Schlüsselfrage Die Umsetzung der Kon-

junkturpakets II ist in 
Niedersachsen sehr weit 
fortgeschritten. Nach An-
gaben von Ministerpräsi-
dent Christian Wulff sind 
am Stichtag 1. Oktober 
2009 insgesamt 3366 
Projekte mit einem Fi-
nanzvolumen von mehr 
als 971 Millionen Euro 
angeschoben worden. 
Das Programm, das in 
Niedersachsen ein na-
hezu reines Investitions-
programm für die Kom-
munen ist, sei bei den 
Landesmaßnahmen mit 
92,4 Prozent (243 von 
263 Millionen Euro) fast 
vollständig ausgeschöpft 
worden, d.h. in dieser 
Größenordnung sind be-
reits Zuteilungsbeschei-
de ergangen bzw. Pro-
jekte schon begonnen 
worden, sagte Wulff.  
 
Bei den Mitteln der kom-
munalen Investitions-
pauschale sind es knapp 
72 Prozent (431 von 600 
Millionen Euro) und bei 
den kommunalen För-
derschwerpunkten 63,6 
Prozent (231 von 364 
Millionen Euro). Ledig-
lich beim Aufstockungs-
programm, das das 
Land zusätzlich zum 
Bund-Länder-Konjunk-

Konjunkturpaket: Knapp eine Milliarde 
Euro ist auf dem Weg 
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me Niedersachsen gut 
voran. Man habe sich 
beim Zuwachs an 
Betreuungsplätzen vom 
15. auf den 3. Platz vor-
gearbeitet.  
 
In vier Jahren, wenn das 
Krippenprogramm 
(Bundesmittel für Nie-
dersachsen knapp 400 
Millionen Euro, Landes-
mittel rund 470 Millionen 
Euro und kommunale 
Mittel 420 Millionen Eu-
ro) auslaufe, werde man 
wissen, wie belastungs-
fähig die angepeilte 
Quote ist, meinte der Mi-
nisterpräsident.  
 
Naturgemäß werde von 
einem Betreuungsange-
bot für Kleinkinder im 
ländlichen Raum nicht 
annähernd so viel 
Gebrauch gemacht wer-
den wie in den Ballungs-
räumen, wo das Ange-
bot voraussichtlich bei 
weit mehr als 35 Prozent 
liegen müsse. 
 
Das Ziel dieser Landes-
regierung sei es jedoch, 
dass für jedes Kind ein 
erreichbarer und bezahl-
barer Platz zur Verfü-
gung steht. Er halte dies 
für eine Schlüsselfrage 
für die künftige Entwick-
lung des Landes, sagte 
Christian Wulff.  

(Fortsetzung von Seite 16) 
 

gang mit dem Recht. Als 
Beispiel dafür, dass das 
Recht nicht das Maß der 
Politik in der DDR war, 
sondern die Parteilich-
keit die Justiz bestimmt 
habe, nannte Busemann 
den Schießbefehl an der 
Mauer und an der ge-
samten DDR-Grenze, 
willkürlich verurteilte po-
litische Gefangene, die 
Bespitzelung der Bevöl-
kerung, Wahlbetrug, den 
staatlich organisierten 
Menschenhandel, die 
Zwangsadoptionen so-
wie die Verweigerung 
von Studienplätzen und 
Einschränkungen bei 
der Berufswahl von 
Menschen mit eigener 
Meinung.  
 
Nicht zuletzt seien auch 
die Anerkennung von 
Menschenrechten, ma-
terielle Gerechtigkeit, 
Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit unver-
zichtbar für einen 
Rechtsstaat. Nichts der-
gleichen habe es in der 
DDR gegeben, unter-
strich der Justizminister.  
 
Er sei enttäuscht, dass 
nach 60 Jahren Grund-
gesetz eine derartige 

(Fortsetzung auf Seite 19) 

Nachrichten aus der CDU 

Busemann: DDR war ein Unrechtsstaat 

Justizminister Bernd Bu-
semann (CDU) hat der 
in diesen Tagen um den 
20. Jahrestag des Mau-
erfalls herum aufkeimen-
den Debatte über Recht 
und Unrecht in der DDR 
eine klare Absage erteilt. 
Seiner Meinung nach ist 
der Befund eindeutig: 
„Die DDR war ein Un-
rechtsstaat, denn nicht 
das Recht war das Ziel 
des staatlichen Han-
delns, sondern es stand 
nach eigenem Selbst-
verständnis im Dienst 
des Klassenkampfes“, 
sagte der Minister.  
 
Auch die Definition des 
Unrechtsstaates ist sei-
ner Meinung nach un-
missverständlich: „Ein 
Unrechtsstaat ist ein 
Staat, der die Verwirkli-
chung des Rechts nicht 
erstrebt und nicht er-
reicht, der sogar vielfach 
vorsätzlich Unrecht ein-
setzt, um sich und seine 
Führung zu erhalten.“  
 
Es gehe nicht um die 
Frage, wie viel Unrecht 
in einem Staat gesche-
hen müsse, damit er ein 
Unrechtsstaat sei, son-
dern vielmehr um die po-
litische Haltung im Um-
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Die Einführung einer 
Einheitsschule, die in 
vielen Ländern in den 
Wahlkämpfen von SPD, 
Grünen und Linken als 
„Gemeinsame Schule“ 
oder unter ähnlichen Na-
men firmierte, stößt in 
der Bevölkerung über-
wiegend auf Ablehnung.  
 
Nach einer Forsa-
Umfrage befürwortet nur 
eine Minderheit die Ab-
schaffung des bisheri-
gen gegliederten Schul-
wesens zugunsten einer 
Schule für alle; 63 Pro-
zent sind dagegen. Bei 
Befragten mit schul-
pflichtigen Kindern fällt 
das Votum sogar noch 
deutlicher aus: 29 zu 66 
Prozent.  
 
Selbst bei den SPD-
Anhängern, die Gemein-
schaftsschulen wie die 
Grünen und die Linke 
propagieren, will eine 
Mehrheit von 55 Prozent 
das bisherige System 
beibehalten. Anhänger 
von Grünen und Linken 
bringen nur eine knappe 
Mehrheit von 50 bzw. 53 
Prozent für ihr Anliegen 
hinter sich, 48 bzw. 43 
Prozent folgen ihnen 
nicht. Befragt worden 

Forsa: Nur eine Minderheit für 
die Einheitsschule 

waren im Auftrag des 
Deutschen Philologen-
verbandes Mitte Sep-
tember 2009 über 1.000 
Personen. Danach ist 
man auch in Ost-
deutschland mehrheitlich 
(56 Prozent) gegen ein-
heitliche Schulsysteme.  
 
Die höchste Zustimmung 
nach Altersstufen findet 
sich mit 36 Prozent unter 
den 45- bis 59-Jährigen, 
die niedrigste mit 24 
Prozent unter den 18- 
bis 29-Jährigen.  
 
Weiter wurde festge-
stellt, dass nur eine Min-
derheit von 29 Prozent 
von einer Gemein-
schaftsschule eine ver-
besserte Leistungsfähig-
keit des deutschen 
Schulsystems erwartet; 
65 Prozent der Befrag-
ten glauben das nicht, 
darunter 57 Prozent 
SPD-Anhänger, 53 Pro-
zent Anhänger der Grü-
nen und 48 Prozent der 
Linken. 

Arbeitsgruppe 
„Demografischer 

Wandel“  
eingesetzt 

Die CDU-Landtags-
fraktion hat kürzlich eine 
Arbeitsgruppe „Demo-
grafischer Wandel“ unter 
dem Vorsitz des Abge-
ordneten Jörg Hillmer 
eingesetzt. Sie soll auf 
der Grundlage der En-
q u e t e - K o m m i s s i o n 
„Demografischer Wandel 
– Herausforderungen an 
ein zukunftsfähiges Nie-
dersachsen“ bis Juni 
1010 arbeiten.  
 
Aufgabe ist es, die 
Chancen und Herausfor-
derungen des demogra-
fischen Wandels zu ana-
lysieren und für das Flä-
chenland Niedersachsen 
und die kommunale 
Ebene konkrete Hand-
lungsempfehlungen zu 
formulieren, betonte der 
Parlamentarische Ge-
schäftsführer Björn 
Thümler. Der Arbeits-
gruppe gehören neben 
Hillmer noch Gabriele 
Kohlenberg als seine 
Stellvertreterin an sowie 
Otto Deppmeyer, Cle-
mens Große Macke, 
Swantje Hartmann, Axel 
Miesner, Karl-Ludwig 
von Danwitz und Rein-
hold Hilbers. 
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Diskussion überhaupt 
noch geführt werden 
könne. Hintergrund der 
Einlassungen des Minis-
ters ist u.a. ein Diskussi-
onsbeitrag von Branden-
burgs Ministerpräsident 
Matthias Platzek (SPD) 
im „Spiegel“, mit dem 
dieser sein künftiges rot-
rotes Regierungsbünd-
nis zu rechtfertigen 
sucht, aber auch Einlas-
sungen der niedersäch-
sischen Linken, zuletzt 
im Landtag, in denen die 
DDR und das SED-
System wiederholt ver-
teidigt wurden. 

(Fortsetzung von Seite 17) 

Niedersachsens CDU-
Bundesministerin Dr. Ur-
sula von der Leyen  hat 
der Aktion Deutsche 
Sprache e.V. Hannover 
mitgeteilt: „Wir haben ei-
ne besondere Verant-
wortung für den sorgfäl-
tigen und behutsamen 
Umgang mit der deut-
schen Sprache. 
 
Das betrifft Bildung und 
Kultur ebenso wie den 
Verbraucherschutz. Der 
Bürger muss das Recht 
verstehen können, wenn 
er es befolgen soll. Aus 
diesem Grund fordern 
wir ein übersichtlicheres 
und verständlicheres 
Recht. Wir wollen, dass 
Gesetze und Bescheide 
der Verwaltung in einer 
für den Bürger verständ-
lichen Sprache abge-
fasst werden. Wir for-
dern die konsequente 
Umsetzung der Grund-
sätze der „besseren Ge-
setzgebung“ in Deutsch-
land und der Europäi-
schen Union.  Die Siche-
rung und Pflege der 
deutschen Sprache ist 
gemeinsame Verpflich-
tung und gemeinsame 
Aufgabe. Entscheidend 
ist es, das gesellschaftli-
che Bewusstsein für 
Sprache zu schärfen. 
Die CDU setzt sich für 

eine Verankerung der 
deutschen Sprache im 
Grundgesetz ein. 
 

*** 
 

In einem Brief an das 
Bundesfinanzministeri-
um hat die hannover-
sche CDU-Bundestags-
abgeordnete Rita Pawel-
ski geschrieben, dass 
sie hinsichtlich der Be-
steuerung der Renten 
immer wieder von be-
sorgten Rentnerinnen 
und Rentnern angespro-
chen wird. Jetzt habe 
sich auch die Senioren-
Union Hannover-Stadt 
mit zwei konkreten For-
derungen an sie ge-
wandt.  
 
Nach Ansicht der Senio-
ren-Union soll es zum 
einen Ratenzahlungen 
für diejenigen Rentner 
geben, die auf Grund 
der gesetzlichen Ände-
rung zur Rentenbesteu-
erung Steuernachzah-
lungen zu leisten haben. 
Darüber hinaus soll in 
den Steuernachforde-
rungsbescheiden für die-
sen Personenkreis eine 
verständliche Informati-
on über die Beantragung 
von Nachzahlungen ent-
halten sein. Begründet 

wird dies mit unserem 
höchst komplizierten 
Steuersystem. Bei vielen 
alten Menschen herr-
sche über die veränder-
te Rentenbesteuerung 
nach wie vor Unklarheit, 
die zu Verunsicherungen 
führe. Die Bundestags-
abgeordnete Rita Pawel-
skis hat den Bundesfi-
nanzminister „ganz herz-
lich gebeten, die Forde-
rungen der Senioren-
Union zu prüfen“.  Und 
sie fragt: „Wie können 
für Rentnerinnen und 
Rentner Erleichterungen 
im Zusammenhang mit 
der Rentenbesteuerung 
erreicht werden?“ – Die 
Senioren-Union ist auf 
die Antwort gespannt. 

Kurznachrichten 
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können. Inzwischen hat 
das Irrlicht Mengenkon-
junktur bekommen. Es 
ist vielfach dazu genutzt 
worden, Sigmar Gabriel 
so zu skizzieren, wie ihm 
das am ehesten gerecht 
werden konnte. Er ist 
gleichsam das erste Irr-
licht, das es an die Spit-
ze einer einst großen 
Partei geschafft hat. 
 
Gabriel hat in Nieder-
sachsen als Vorsitzen-
der der SPD-Land-
tagsfraktion und dann 
als Ministerpräsident so 
manches geboten, das 
weder dem rechten noch 
dem linken Parteiflügel 
zuzurechnen war. In der 
Vielzahl seiner sich oft 
widerstreitenden Aktivi-
täten wurde er gleich-
sam zum Zauberer, bei 
dem man nicht wusste, 
was er seinem Zau-
berhut beim nächsten 
Mal entspringen lassen 
wollte. Eine recht ein-
drucksvolle rhetorische 
Begabung sorgt immer 
wieder einmal dafür, 
dass das nächste Irrlicht 
in Worten an die Öffent-
lichkeit gelangt, die nicht 
jedermann gelingen wol-
len. 
 
Gabriel ist der zehnte 
Parteivorsitzende seit 
Willy Brandt, der noch 
nicht Ewigkeiten zurück-

liegt. Es beschreibt ein 
bisschen den Zustand, 
in dem sich die Sozial-
demokraten befinden, 
dass sie es nun mit ei-
nem Irrlicht probieren 
wollen, das sich hoffent-
lich nicht zum Irrwisch 
fortentwickelt. (c.s. in 
“rundblick“) 

Kommentare 

Das Irrlicht 

Es ist recht selten, dass 
einem Politiker zu des-
sen Beschreibung eine 
Vokabel zuteil wird, die 
ihrerseits nicht sonder-
lich gebräuchlich ist. Wi-
derfahren ist das jenem 
Sigmar Gabriel, der von 
Niedersachsen aus sei-
nen Start begonnen hat, 
der ihn nun zum SPD-
Bundesvorsitzenden hat 
werden lassen.  
 
Erst war bei einem Jour-
nalisten, der Gabriel in 
Niedersachsen erlebt 
hat, die Rede von einem 
„irrlichternden“ Politiker. 
Ein Blick in den Duden 
klärt darüber auf, dass 
es sich dabei um jeman-
den handelt, der wie ein 
Irrlicht funkelt, sich hin 
und her bewegt. Ein 
bisschen soll das wohl 
andeuten, dass man bei 
Gabriel nie gewiss sein 
kann, wohin und wofür 
er gerade funkelt.  
 
Eine auch im Journalis-
mus seltene Überein-
stimmung hat es gefügt, 
dass auch die nächste 
Beschreibung Gabriels 
der Meinung war, ohne 
die Vokabel vom Irrlicht 
nicht auskommen zu 

Alte und  
neue Garde 

 Die Entscheidung der 
saarländischen Grünen 
gegen ein Regierungs-
bündnis mit der Linken 
Oskar Lafontaines und 
für eine Verbindung mit 
Schwarz-Gelb ist für vie-
le Grüne jenseits des 
Saarlandes wohl nicht 
ganz leicht zu schlu-
cken. 
 
Besonders deutlich wur-
de das an den süß-
sauren Gesichtern der 
„alten Garde“ in Berlin, 
etwa in Gestalt von 
Fraktionschef Jürgen 
Trittin. 
 
Er und seine Amtskolle-
gin Renate Künast wir-
ken in diesen Tagen oh-
nehin eher wie „von ges-
tern“.  
 
Nachdem die Grünen 
aus den Bundestags-
wahlen zwar mit einem 

(Fortsetzung auf Seite 21) 
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respektablen Ergebnis, 
dem besten bislang 
überhaupt, hervorgegan-
gen sind, aber dennoch 
nur die schwächste poli-
tische Kraft in einem 
Fünf-Parteien-Parlament 
darstellen, hätte man er-
warten dürfen, dass in 
der Fraktionsführung et-
was ähnliches wie ein 
Generationenwechsel 
stattfinden würde. 
 
Statt dessen werden 
dem Publikum die seit 
Jahr und Tag sattsam 
bekannten Gesichter 
vorgesetzt, von denen 
man kaum glauben mag, 
dass sie heute noch ge-
nauso für den gesell-
schaftlichen Wandel ste-
hen wie vor zehn oder 
20 Jahren. Die alten Pa-
rolen und Schlagwörter, 
die sie im Munde führen, 
stehen zumindest nicht 
dafür.  
 
Die Schicksalsgemein-
schaft mit den durch die 
Linke und ihren rach-
süchtigen Chef Lafontai-
ne gebeutelten Sozial-
demokraten wollen of-
fenkundig viele Landes-
verbände nicht mehr mit-
machen. 
 
Als erste haben sich vor 
eineinhalb Jahren die 

(Fortsetzung von Seite 20) 
 

Hamburger Grünen ge-
traut und machen seit-
her eine eher geräusch-
lose Politik für die Han-
sestadt mit dem durch-
aus weltoffenen CDU-
Bürger-meister Ole von 
Beust.  
 
Im Saarland geht man 
sogar das noch größere 
Risiko ein, mit einem 
„schwarzen“ Ministerprä-
sidenten und der Erz-
konkurrentin FDP ein 
gemeinsames Kabinett 
zu bilden. Ob das funkti-
oniert oder nicht, wird 
sich zeigen. 
 
Eine Öffnung zur Mitte 
ist das für die Grünen 
allemal. Denn wenn et-
was deutlich geworden 
ist bei der Wahl am 27. 
September 2009, dann 
doch wohl die alte Weis-
heit: Wahlen werden in 
der Mitte gewonnen 
(und verloren) und nicht 
an den Rändern – auch 
wenn sich das vor allem 
in der SPD nicht so recht 
herumsprechen mag.  
 
Die Grünen allerdings 
können inzwischen 
schon  als Partei der Mit-
te durchgehen. Dem 
sollten auch auf Bundes-
ebene Taten folgen.  
 
(az in „rundblick“) 

Personalien 

Hermann Bröring, lang-
jähriger Landrat des 
Landkreises Emsland, 
wird mit dem Preis der 
Bauindustrie Nieder-
sachsen-Bremen 2009 
ausgezeichnet. Die Bau-
industrie will mit dieser 
Verleihung die besonde-
ren Verdienste Brörings 
bei seinen „innovativen 
wirtschaftspolit ischen 
Aktivitäten und sein er-
folgreiches Engagement 
bei der privaten Finan-
zierung öffentlicher In-
vestitionen“ würdigen.  
 
Der Preis ist mit 10.000 
Euro dotiert. Nach den 
Statuten soll der Preis-
träger das Preisgeld 
nach eigenem Ermes-
sen der wissenschaftli-
chen Forschung zugute 
kommen lassen. Die 
Preisverleihung findet im 
Januar 2010 in Hanno-
ver statt. 

 
*   *   * 

Jörg Bode, Celle, bishe-
riger Vorsitzender der 
FDP-Landtagsfraktion, 
ist neuer Wirtschaftsmi-
nister in Niedersachsen 
geworden. Bode hat die 
Nachfolge von Dr. Phi-
lipp Rösler angetreten, 
der zuvor sein Landtags-

 
(Fortsetzung auf Seite 22) 
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für seine hervorragende 
Arbeit im Landesvor-
stand und für den FDP-
Landesverband. Das 
A m t  d e s  F D P -
Generalsekretärs bleibt 
bis zu den nächsten 
Landesvorstandsvor-
standswahlen im März 
2010 unbesetzt.   
 

*   *   * 
Die hannoversche Lan-
desbischöfin Dr. Margot 
Käßmann ist neue Rats-
vorsitzende der Evange-
l ischen Kirche in 
Deutschland (EKD). Sie 
wurde von der EKD-
Synode in Ulm mit 132 
von 142 Stimmen und 
ohne Gegenkandidaten 
für die kommenden 
sechs Jahre gewählt. 
Die 51-jährige Theologin 
aus Hannover löst den 
Berliner Bischof Wolf-
gang Huber ab, der 
nach einer Amtsperiode 
aus Altersgründen aus-
schied. An der Spitze 
der EKD steht damit 
zum ersten Mal in ihrer 
Geschichte eine Frau. 
Käßmann wird ihr neues 
Amt zusätzlich zu ihren 
Aufgaben als Bischöfin 
wahrnehmen.  
„Niedersachsen freut 
sich über die Wahl unse-
rer hannoverschen Lan-
desbischöfin“, sagte Mi-
nisterpräsident Christi-
an Wulff und beschei-
nigte Käßmann „hohe 

integrative Strahlkraft“.  
 
Für die Landesregierung 
sei sie stets eine ver-
lässliche Partnerin ge-
wesen und habe die 
Weitergabe des Glau-
bens in der modernen 
Gesellschaft, den inter-
kulturellen Austausch, 
die Ökumene und den 
Dialog zwischen den 
Religionen gefördert: 
Käßmann werde sicher 
neue Akzente setzen, 
die richtungweisend für 
die Kursbestimmung des 
modernen Kirchenschiffs 
würden, meinte Wulff.  
 
Der Vorsitzende der 
CDU in Niedersachsen 
und der CDU-Land-
tagsfraktion, David 
McAllister, gratulierte 
der neuen Ratsvorsit-
zenden und sagte: „Die 
bisherige Arbeit von 
Margot Käßmann als 
Landesbischöfin unserer 
evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannover 
ist sehr anerkannt und 
geschätzt. Sie ist eine 
interessante Persönlich-
keit, die sich über die 
niedersächsische Lan-
desgrenze hinaus für die 
Belange der Gläubigen 
in der evangelischen Kir-
che einsetzt.“ 
 

*   *   * 

(Fortsetzung auf Seite 23) 

mandat niedergelegt 
hatte und von seinem 
Amt als Wirtschaftsmi-
nister zurückgetreten 
war, um als Gesund-
heitsminister in das neue 
Bundeskabinett einzu-
treten. 
 
Ministerpräsident Chris-
tian Wulff würdigte Rös-
ler als jemanden, der 
„Glanz in Niedersach-
sens Kabinett gebracht 
und sich in Zeiten der 
Wirtschafts- und Finanz-
krise als Krisenmanager 
bewährt“ habe. Jetzt 
werde er den Einfluss 
Niedersachsens in der 
Bundesregierung stär-
ken. Wulff setzt darauf, 
dass mit Minister Bode 
„die erfolgreiche Arbeit 
der CDU/FDP-Koalition 
verlässlich fortgeführt“ 
wird. Bode habe „die 
FDP-Fraktion souverän 
geführt und entschlosse-
nes Regierungshandeln 
umgesetzt“. Gleichzeitig 
wurde der seit fast zwei 
Jahren amtierende Ge-
neralsekretär der nieder-
sächsischen FDP, Dr. 
Oliver Liersch, von Mi-
nister Jörg Bode zum 
neuen Staatssekretär im 
niedersächsischen Wirt-
schaftsministerium beru-
fen. Der FDP-Landes-
vorsitzende Dr. Philipp 
Rösler dankte dem 
35jährigen Rechtsanwalt 

(Fortsetzung von Seite 21) 
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Gregor Möllring, bisher 
Beisitzer im Landesvor-
stand der Grünen Ju-
gend Niedersachsen, ist 
auf der Mitgliederver-
sammlung der Jugend-
organisation in Gifhorn 
zum Vorstandssprecher 
gewählt worden. Er tritt 
damit die Nachfolge von 
Sven Christian Kindler 
an, der bei der Bundes-
tagswahl ins Bundespar-
lament gewählt wurde. 

(Fortsetzung von Seite 22) 
 

 
*   *   * 

Um sechs Prozent auf 
83.260 hat sich die Zahl 
der Empfänger der so 
genannten Grundsiche-
rung im vergangenen 
Jahr erhöht. Mehr als 
die Hälfte (56 %) der Be-
zieher waren Frauen, 
bei den über 65-jährigen 
waren es sogar zwei 
Drittel (67 %) gegenüber 
einem Anteil von 57 % 
Frauen an der Gesamt-
bevölkerung dieser Al-
tersgruppe. 
 

*   *   * 
Citipost stellt jetzt blaue 
Briefkästen auf. Denn 
die nachlassende Zuver-
lässigkeit des Briefdiens-
tes der Deutschen Post 

Die Kinderarmut geht in 
Niedersachsen seit März 
2007 fast kontinuierlich 
zurück.  
 
Das hat der Landesbe-
trieb für Statistik und 
Kommunikationstechno-
logie jetzt in Hannover 
mitgeteilt. Anhand von 
Daten der Bundesagen-
tur für Arbeit über Bezie-
her von Leistungen nach 
„Hartz IV“ wurde ermit-
telt, dass die Zahl der 
Kinder unter 15 Jahren 
in deren Haushalten von 
205.143 auf nunmehr 
178.900 im April 2009 
gesunken ist. Diese Zahl 
entspricht einem Anteil 
von 15,4 Prozent an der 
Bevölkerung im Alter 
von unter 15 Jahren. 

Vermischtes in Kurzmeldungen 

Möllring, der den Lan-
desvorstand gemeinsam 
mit Julia Willie Ham-
burg führt, möchte künf-
tig vor allem für die Ver-
teidigung der Bürger-
rechte streiten „und In-
nenminister Schüne-
mann das Leben 
schwer machen“. Der 
neue Vorstandsprecher 
der Grünen Jugend ist 
Sohn des niedersächsi-
schen CDU-Finanz-
ministers Hartmut Möll-
ring.  

AG treibt Großkunden 
offenbar immer mehr in 
die Arme privater 
Postdienstleister. So hat 
in den ersten sechs Mo-
naten des laufenden 
Jahres die Citipost Han-
nover-Braunschweig-
Göttingen mit 23,6 Millio-
nen Briefsendungen um 
1,1 Millionen oder fünf 
Prozent mehr befördert 
als im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres.  
 

*   *   * 
Das Punktesystem des 
Flensburger Verkehrs-
zentralregisters soll 
überprüft werden, insbe-
sondere ob die Tilgungs-
fristen auch bei einfa-
chen Verstößen automa-
tisch verlängert werden 
müssen. Das hat der 
Verkehrsausschuss des 
Deutschen Bundestages 
einstimmig empfohlen. 
Außerdem soll überprüft 
werden, auf welche Wei-
se die Bürger durch ein 
vereinfachtes Verfahren 
über ihren aktuellen 
Punktestand informiert 
werden können. 
 

*   *   * 
D ie Kraft fahrzeug-
Zulassung gehört in die 
Rathäuser. Das hat der 
Niedersächsische Städ-
te- und Gemeindebund 
gefordert. Er wird dabei 
vom Kraftfahrzeugge-

(Fortsetzung auf Seite 24) 
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werbe unterstützt. In ei-
nem Schreiben heißt es, 
die An- und Abmeldung 
von Kraftfahrzeugen sei 
bisher ein bürokrati-
sches und zeitaufwendi-
ges Geschäft. Insbeson-
dere die Autohäuser 
verbringen einen erheb-
lichen teil ihrer Arbeits-
zeit damit, die für sie im 
Kreisgebiet ausschließ-
lich zuständige Kfz-
Zulassungsstelle aufzu-
suchen. Alle Städte und 
Gemeinden, die es wol-
len, sollten auf Antrag 
mit den Aufgaben der 
Kfz-Zulassung betraut 
werden. 
 

*   *   * 
Die Sponsoringvorschrif-
ten werden konkretisiert. 
Nach einem vom Bun-
desinnenminister ium 
vorgelegten Verord-
nungsentwurf soll über 
die Annahme von Zu-
wendungen bis zu hun-
dert Euro der Bürger-
meister selbst entschei-
den dürfen. Bei Spenden 
bis zu 2.000 Euro soll 
der Rat seine Zuständig-
keit auf den Verwal-
tungsausschuss delegie-
ren können. 
 

*   *   * 
Stromkunden auf dem 
Land zahlen durch-
schnittlich 4,2 % mehr 

(Fortsetzung von Seite 23) 
 

für ihren Strom als in 
den Großstädten. Von 
den Stromversorgern 
werden als Grund für die 
Preisunterschiede höhe-
re Kosten für weitere 
Wege zu den Kunden 
genannt,  die auf die 
Verbraucher umgelegt 
werden. In der Praxis ist 
das nur ein vorgescho-
benes Argument. So 
verlangt beispielsweise 
die EWE (Oldenburg), 
ein typischer Flächen-
versorger, 830 Euro für 
den Musterhaushalt und 
ist damit in Niedersach-
sen am preiswertesten. 
Es folgen die Stadtwerke 
Hannover mit 940 Euro. 
E.ON Westfalen-Weser 
mit 989 Euro, LSW 
Wolfsburg und SVO 
Energie mit jeweils 886 
Euro. 
 

*   *   * 
Die Entkommunalisie-
rung im Krankenhausbe-
reich geht weiter. Der 
Anteil  der Krankenhäu-
ser in privater Träger-
schaft ist in Deutschland 
von 16,2 % im Jahr 
1993 auf 29,7 % im Jahr 
2007 gestiegen. Nach 
der Krankenhausstatistik 
des Statistischen Bun-
desamtes waren 2007 
insgesamt 677 Kranken-
häuser in öffentlicher, 
790 in freigemeinnützi-
ger und 620 in privater 
Trägerschaft. 

Jagdschein  
künftig  

schwieriger als  
Bundeswehr-

grundausbildung 

Hier spricht der 
Bundesvorstand 

Der Bundesvorsitzende 
der Senioren-Union der 
CDU Deutschlands, 
Prof. Dr. Otto Wulff, hat 
sich gegen eine Verkür-
zung der Wehrdienstzeit 
auf sechs Monate aus-
gesprochen: "Es kann 
doch nicht angehen, 
dass man glaubt, eine 
Ausbildung an hochmo-
dernen und hochkompli-
zierten Waffensystemen 
schneller absolvieren zu 
können als die Ausbil-
dung zu einem einfa-
chen Jagdschein, der es 
dem Jäger erlaubt, auf 
Böcke zu schießen", 
sagte Wulff, der auch 
Mitglied des CDU-
Bundesvorstands ist, in 
Berlin. 
 
Bei einer seriösen Jagd-
Ausbildung benötige 
man acht bis neun Mo-
nate, ehe man zur Jä-
gerprüfung zugelassen 
werde, betonte Wulff, 
der selbst passionierter 
Jäger ist. Wehrpflichtige 
aber wolle man künftig 

(Fortsetzung auf Seite 25) 
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bereits nach sechs Mo-
naten wieder nach Hau-
se schicken: "Ein Un-
ding!" Zwar kenne auch 
er Angebote, die ver-
sprächen, in wenigen 
Wochen jagdscheinreif 
werden zu können. 
 
Das aber seien "Ange-
bote für Sonntagsjäger". 
Deutschland brauche 
aber keine "Feier-
abendarmee", sondern 
eine gut ausgebildete, 
motivierte und internatio-
nal im Friedensdienst 

(Fortsetzung von Seite 24) 
 

einsetzbare Truppe. Die 
mit der Kürzung der 
Wehrdienstzeit verbun-
dene Reduzierung des 
Zivildienstes wird von 
der Senioren-Union 
ebenfalls abgelehnt.  
 
Wulff: "In vielen Pflege-
einrichtungen werden 
diese jungen Leute bitter 
benötigt, und sie bekom-
men wichtige Erfahrun-
gen für das Zusammen-
leben der Generatio-
nen." Die Koalition solle 
ihre "vorschnelle" Ent-
scheidung noch einmal 
überdenken. 

summe, dann steigt 
auch die Rente." Wenn 
selbst nach Auffassung 
des Sachverständigen-
rates ("Fünf Weise") sich 
die deutsche Wirtschaft 
in der Krise  besser ent-
wickele als befürchtet 
und von einem Wachs-
tum von 1,6 Prozent des 
Bruttoinlandproduktes 
auszugehen sei, sollte 
die "Panikmache erst 
einmal eingestellt" wer-
den. 
 
Die Bundesregierung 
hatte erst vor zwei Wo-
chen eine Zunahme von 
lediglich 1,2 Prozent 
prognostiziert. 
 
Wulff wies darauf hin, 
dass die Rentenkassen 
aufgrund der "demo-
grafischen Fakten" in 
den nächsten Jahren ei-
nen "spürbaren Rück-
gang neuer Rentenemp-
fänger" verzeichnen 
würden. "Die Nach-
kriegsjahrgänge 1945 
bis 1950, die jetzt ins 
Rentenalter kommen, 
waren zahlenmäßig äu-
ßerst schwach."  
 
Erst mit dem wirtschaftli-
chen Aufschwung zu Be-
ginn der 50er Jahre sei 
die Geburtenziffer in 
Deutschland wieder 
deutlich angestiegen. 

Warnung vor "falschen Propheten" 
in der Rentendiskussion 

Der Bundesvorsitzende 
der Senioren-Union der 
CDU Deutschlands, 
Prof. Dr. Otto Wulff, hat 
vor „falschen Propheten" 
in der gegenwärtigen 
Rentendiskussion ge-
warnt. 
 
"Es ist unerträglich, wie 
von angeblichen Exper-
ten, die in Wirklichkeit 
falsche Propheten sind, 
Tag für Tag neue Re-
chenexempel zur Verun-
sicherung der älteren 
Generation auf den 
Markt geworfen wer-
den," sagte Wulff in Ber-

lin: "Dabei weiß bis zur 
Stunde niemand genau, 
wie die Lohnentwicklung 
2009 und 2010 sein 
wird." Alle "Prognosen" 
auf "so genannte Null-
runden in den nächsten 
Jahren" seien nichts an-
deres als "wissen-
schaftlich verbrämte Kaf-
feesatzleserei." 
 
Da die Renten an die 
Lohnentwicklung gekop-
pelt seien, müsse obers-
tes Ziel jeder Wirt-
schaftspolitik die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen 
sein. "Steigt die Lohn-
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In der Sitzung des ge-
schäftsführenden Lan-
desvorstands im Sep-
tember 2009 berichtete 
der Landesvorsitzende 
Rolf Reinemann in ei-
nem Rückblick auf die 
letzte Sitzung des Bun-
desvorstands der Senio-
ren-Union, dass Bun-
deskanzlerin Angela 
Merkel die Senioren-
Union und ihren Bun-
desvorsitzenden Prof. 
Dr. Otto Wulff für ihr En-
gagement sehr gelobt 
habe und dass maßgeb-
liche CDU-Politiker gro-
ßen Wert auf den Wahl-
kampfeinsatz gerade der 
Senioren-Union legten. 
 
Eine längere Diskussion 
habe es um das Thema 
Senioren-Beiräte gege-
ben, die in vielen Land-
kreisen und auch auf 
Länderebene traditionell 
oft sehr „linkslastig“ sei-
en, herrührend aus der 
Zeit vor einigen Jahr-
zehnten, als Senioren 
generell zu der Gruppe 
der „Sozialfälle“ gehör-
ten. Eine eigens einge-
richtete Kommission soll 
jetzt unverzüglich das 
Thema aufarbeiten.  
 
Landesgeschäftsführer 
Ernst Engelhard berich-
tete, Niedersachsen ha-

be für die Verleihung der 
K o n r a d - A d e n a u e r -
Medaille für zwei Mitglie-
der das Vorschlagsrecht. 
Die Kreisvereinigungen 
sollen gebeten werden, 
Vorschläge zu machen.  
Er legte ferner einen Be-
richt über die Mitglieder-
entwicklung der Senio-
ren-Union Niedersach-
sen von 2005 bis 2009 
vor. Danach gehören der 
Senioren-Union Nieder-
sachsen zum Stichtag 
31. Juli 2009 insgesamt 
8.048 Mitglieder an. Es 
wurde angeregt, eine 
Werbeaktion vorzuberei-
ten.  
 
Nachdem alle Vorberei-
tungen, insbesondere 
die Rufumschaltung, ab-
geschlossen sind, soll 
das Senioren-Service-
Büro im Oktober 2009 
erstmals in Betrieb ge-
hen. Unter der Telefon-
Nummer  0511  – 
2799161 können die Mit-
glieder der Senioren-
Union jeweils montags 
zwischen 16 und 18 Uhr 
anrufen und Fragen stel-
len, sich nach Problem-
lösungen erkundigen 
oder Sorgen und Nöte 
diskutieren. Ansprech-
partner ist jeweils ein 
Mitglied des Landesvor-
stands. Den Anfang 

macht der Landesvorsit-
zende Rolf Reinemann.  
Pressesprecher Rolf 
Zick, Herausgeber des 
Senioren-Reports, mo-
nierte, dass aus der im 
Januar dieses Jahres 
eingesetzten Arbeits-
gruppe zur Neuorgani-
sation des Versands des 
Senioren-Reports bisher 
noch kein Ergebnis vor-
liegt. Auch auf seine Bit-
te um Stellungnahme zu 
der Umgestaltung des 
Senioren-Reports in 
zwei Versionen – einmal 
in Farbe und mit Fotos 
für das Internet und zum 
anderen in schwarz-
weiß ohne Fotos für den 
Versand – dazu dreispal-
tiger Umbruch und grö-
ßere Schrift habe es 
noch nicht eine einzige 
Antwort gegeben. 
 
Rolf Reinemann berich-
tete von einem erfolgrei-
chen Gespräch mit 
Herrn Krieger von der 
Vereinigten Post Versi-
cherung (VPV), die ei-
nen Zuschuss von 4.000 
Euro zugesagt habe. Mit 
dem Reiseunternehmen 
Terra Mundi seien Ge-
spräche um Zusammen-
arbeit geplant. Rolf Rei-
nemann will sich außer-
dem mit dem Verlagslei-
ter Alexander Lenders 
vom Weiss-Verlag, der 

 

(Fortsetzung auf Seite 27) 

Aus dem Landesvorstand 
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„Souverän“ verlegt, so-
wie mit dem Verlagsrep-
räsentanten von Braun 
Medien GmbH in Verbin-
dung setzen, um eine 
Zusammenarbeit bezie-
hungsweise eine Beila-
ge des Senioren-
Reports in „Souverän“ 
auszuloten. Udo Röhrig 
sagte, Ziel müsse sein, 
dass jedes Mitglied der 
Senioren-Union Nieder-
sachsen den Senioren-
Report bekommt. Bei ei-
ner Auflage von 8.000 
bis 10.000 Exemplaren 
könnten dann auch 
Sponsoren eher über-
zeugt werden, als bei 
den derzeitig rund 400 
gedruckten Exemplaren.   

*   *   * 
In der Sitzung des Lan-
desvorstands am 7. Ok-
tober 2009 berichtete 
der Landesvorsitzende 
Rolf Reinemann, dass 
d i e  Te l e f o n a k t i o n 
„Senioren-Serv ice-
Büro“ angelaufen sei. 
Beim ersten Mal habe 
es jedoch noch keine 
Anrufe gegeben. Da die 
Aktion offensichtlich 
noch nicht in allen Kreis-
vereinigungen angekom-
men ist, sollen Vorstand 
und Geschäftsführung 
Maßnahmen treffen, um 
die Mitglieder „auf allen 
Kanälen“ zu unterrich-
ten. Es geht um die Te-

(Fortsetzung von Seite 26) 
 

lefonnummer 0511 – 27 
99 161, unter der die 
Mitglieder montags 
zwischen 16 und 18 
Uhr anrufen können, 
um alle Fragen, die ih-
nen auf den Nägeln 
brennen, zu stellen.  
Nachdem der Vorstand 
eingehend über das 
Wahlergebnis der Bun-
destagswahl 2009 disku-
tiert hatte, wurden die 
Mitglieder des Vorstands 
und die Kreisvereinigun-
gen gebeten, über ihre 
Erfahrungen aus dem 
Wahlkampf der letzten 
Bundestagswahl  am 27. 
September 2009 schrift-
lich zu berichten. Lan-
d e s g e s c h ä f t s f ü h r e r 
Ernst Engelhard soll den 
Kreisvereinigungen, die 
mehr als hundert Falt-
blätter für den Bundes-
tagswahlkampf erhalten 
haben, entsprechende 
Rechnungen ausschrei-
ben.  
 
Auf Vorschlag des 
Schatzmeisters Dr. Burk-
hard Last soll die Weih-
nachtsfeier mit den 
„Ehemaligen“ in diesem 
Jahr aus finanziellen 
Gründen ausfallen. 
 

*   *   * 
In der letzten Sitzung 
des Landesvorstands 
am 4. November 2009, 
die wiederum sehr 
schwach besetzt war, 

wurden u.a. die vom 
stellvertretenden Lan-
desvorsitzenden Ger-
hard Winter vorgelegten 
„Prüfsteine“ diskutiert, 
die die Senioren-Union 
Niedersachsen der neu-
en CDU/CSU/FDP-Bun-
desregierung unter der 
Kanzlerin Angela Merkel 
mit auf den Weg gegen 
will (siehe Seite 10).  
 
Außerdem gab es, an-
gesichts der bevorste-
henden Feierlichkeiten 
zum 20. Jahrestag des 
Falles der Berliner Mau-
er eine längere Diskussi-
on darüber, dass die 
Schüler in den deut-
schen Schulen viel zu 
wenig über die jüngste 
deutsche Geschichte, 
insbesondere über die 
ehemalige DDR und die 
deutsche Wiedervereini-
gung, wissen und dass 
dieses Fach in den Un-
terricht aufgenommen 
werden solle. Eine Ar-
beitsgruppe unter Lei-
tung von Peter Hoff-
mann soll entsprechen-
de Vorschläge und Anre-
gungen erarbeiten, die 
als mögliche Rahmen-
richtlinien vor allem an 
die Kultusminister-
Konferenz geleitet wer-
den sollen. (siehe Seite 
15). Auch das Thema 
„Reduzierung der allge-

 
(Fortsetzung auf Seite 28) 
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meinen Wehrpflicht auf 
sechs Monate“, wie im 
Koalitionsvertrag auf 
Drängen der FDP fest-
gehalten wird,  wurde 
eingehend diskutiert. 
Rolf Reinemann, der bis 
zu seiner Pensionierung 
aktiver Soldat war, be-
tonte, es müsse vor al-
lem das Thema Wehrge-
rechtigkeit thematisiert 
werden. – Die nächste 
Landesdelegiertenver-
sammlung der Senioren-
Union Niedersachsen 
soll voraussichtlich An-
fang Juni 2010 stattfin-
den. Die ursprünglich für 
den 4.11.09 angesetzte 
Tagung des Landesaus-
schusses musste wegen 
zu geringer Beteiligung 
kurzfristig abgesetzt 
werden.     

(Fortsetzung von Seite 27) 
 

Neumann zum Thema 
"So machen wir Schule 
in Niedersachsen" hat 
die Frauen Union ein 
Positionspapier zur Bil-
dungspolitik mit den 
S c h w e r p u n k t e n 
"Frühkindliche Bildung", 
"Übergang Schule und 
Beruf" und "Wieder-
einstieg in den Beruf" 
beschlossen. 
 
Danach soll die Förde-
rung für zwei- und drei-
jährige Kinder noch wei-
ter ausgebaut werden. 
Ein bedarfsgerechtes, 
flexibles Angebot von 
Betreuungsplätzen ist 
der Schlüssel für Chan-
cengerechtigkeit und er-
folgreiche Teilhabe aller 
Kinder im späteren Le-
ben, sagte die Landes-
vorsitzende. Die Frauen 
Union Niedersachsen 
unterstützt die Anstren-
gungen zur engeren 
Verzahnung zwischen 
allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schu-
len, wie beispielsweise 
im "Neustädter Modell", 
das mit konkreten Maß-
nahmen zur Qualitäts-
verbesserung der schuli-

schen Arbeit die Ausbil-
dungsfähigkeit junger 
Menschen stärkt. Einen 
besonderen Stellenwert 
nimmt die Weiterqualifi-
zierung von Müttern ein. 
Neben der Information 
sind Anpassungs- und 
Neuqualifizierungsmaß-
nahmen für ältere Be-
rufsrückkehrerinnen wei-
ter auszubauen. Junge 
Mütter und Väter sollten 
für zielgerichtete Fortbil-
dungsmaßnahmen fi-
nanziell unterstützt wer-

Die wiedergewählte Lan-
desvorsitzende der 
Frauen Union, Dr. Eva 
Möllring, Hildesheim, 
konnte sich bei den Vor-
s t a n d s w a h l e n  a m 
23./24.10.09 in Emden 
über 85 % der Stimmen 
freuen: Eine überzeu-
gende Bestätigung ihrer 
Arbeit in den letzten 
sechs Jahren. Als ihre 
drei Stellvertreterinnen 
wurden Dorothea Dan-
nehl,  Kreisverband 
Helm-stedt, Wiltrud 
Schumann, Kreisver-
band Celle, Magdalene 
Wilmes, Kreisverband 
Wesermarsch, bestätigt 
und 10 Beisitzerinnen 
gewählt. Neu in den Vor-
stand gekommen sind 
Marlies Dornieden (KV 
Göttingen), Manuela 
Hübscher (KV Wolfen-
büttel), Gisela Konrath, 
MdL (KV Hannover-
Stadt), Andrea Risius 
(KV Emden), Karina 
Schölzel (KV Osna-
brück-Stadt) und Christa 
Siefken (KV Oldenburg-
Land). Nach Diskussion 
mit der niedersächsi-
schen Kultusministerin 
E l i sabe th  He is te r -

Aus den Vereinigungen der CDU 
in Niedersachsen 

Frauen Union Niedersachsen wählt 
neuen Landesvorstand 
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der CDA in Niedersach-
sen und war dabei über 
drei Jahrzehnte Kreis-
vorsitzender der Sozial-
ausschüsse Hannover, 
von 1961 bis 1985 Vor-
sitzender des CDA-
Landesverbandes Han-
nover und anschließend 
E h r e n v o r s i t z e n d e r. 
Zugleich gehörte er von 
1961 bis 1985 dem 
CDA-Bundesvorstand 
an. Dem Rat der Lan-
deshauptstadt Hannover 
gehörte er von 1961 bis 
1968 an. Weiter wurde 
Hans Derben Mitglied 
des Niedersächsischen 
Landtages von 1967 bis 
1982 und von  1985 bis 
1986. Er war Schriftfüh-
rer des Niedersächsi-
schen Landtages von 
1970 bis 1982. In seinen 
unterschiedlichen Funk-
tionen in der CDA und in 
den Arbeitnehmergrup-
pen der CDU hat er mit 
großer Leidenschaft und 
zugleich mit Augenmaß 
für die Interessen der Ar-
beitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gekämpft. 
Dabei war ihm die Be-
hinderten- und Integrati-
onspolitik ein besonde-
res Anliegen. Mit Hans 
Derben verliert die CDU 
ein Urgestein der Christ-
lich-Demokratischen Ar-
beitnehmerschaft in Nie-
dersachsen.  

CDA nimmt Abschied von Hans Derben 
Am 21. Oktober 2009 
verstarb auf tragische 
Weise unser CDA-
Kollege Hans Derben im 
Alter von 82 Jahren. Die 
Nachricht von seinem 
Tod hat uns alle zutiefst 
getroffen. Hans Derben 
war seit 1944 im Reichs-
arbeitsdienst und in den 
letzten Kriegswochen 
Kriegsteilnehmer des 
Zweiten Weltkrieges. Er 
wurde verwundet und 
geriet in russische 
Kriegsgefangenschaft. 
Seitdem war er schwer 
kriegsgeschädigt. Er 
schloss seine Schulaus-
bildung erst nach dem 
Krieg an einem huma-
nistischen Gymnasium 
ab. Im Jahr 1948 wurde 
Hans Derben Angestell-
ter in der niedersächsi-
schen Versorgungsver-
waltung. Als Arbeitneh-
mervertreter wurde er im 
Jahre 1952 zunächst 
Betriebs- bzw. Personal-
ratsvorsitzender im Ver-
sorgungsamt Hannover. 
Später, von 1961 bis 
1967, stellvertretender 
Hauptpersonalratsvorsit-
zender im Niedersächsi-
schen Sozialministerium. 
Derben war Mitglied der 
Deutschen Angestellten-
Gewerkschaft, der spä-
teren ver.di. Über viele 
Jahre hinweg prägte 
Hans Derben die Arbeit 

Junge Union will 
Wahlanalyse 

auf außer-
ordentlichem 

CDU-
Bundesparteitag 

Die Junge Union (JU) 
hat auf dem JU-
Deutschlandtag in Müns-
ter die CDU einstimmig 
aufgefordert, das mäßi-
ge Ergebnis der Union 
bei der letzten Bundes-
tagswahl auf einem au-
ßerordentlichen CDU-
Bundesparteitag offen 
zu analysieren. 
 
"Auch die JU Nieder-
sachsen hat einen ent-
sprechenden Initiativan-
trag mehrerer Landes-
verbände mitgetragen. 
Wir wollen, dass über 
das Ergebnis und die 
Schlussfolgerungen dar-
aus offen debattiert 
wird", sagte der JU-
Landesvorsitzende Se-
bastian Lechner. 
 
Mit der Verabschiedung 
der "Münsteraner Erklä-
rung" habe die JU zu-
dem deutlich gemacht, 
auf welchen Politikfel-
dern die neue Bundesre-
gierung aus CDU/CSU 
und FDP einen Schwer-
punkt ihrer Arbeit legen 
müsse.  

(Fortsetzung auf Seite 30) 
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Der Landesverband Nie-
dersachsen brachte sich 
in Münster intensiv in die 
inhaltliche Debatte der 
C D U / C S U - J u g e n d -
organisation ein. 
 
Zahlreiche Anträge der 
JU Niedersachsen fan-
den die Mehrheit der 
Delegierten. 
 
So fordert die JU unter 
anderem Aussteigerpro-
gramme für Linksextre-
misten und die bundes-
weite Einrichtung neuer 
Formen von Erziehungs- 
und Wiedereingliede-
rungseinrichtungen für 
jugendliche Intensivtäter. 
 
Durchsetzen konnte sich 
der Landesverband 
auch mit seiner Forde-
rung, die Wahllisten für 
die Europawahl abzu-
schaffen und die Parla-
mentarier zukünftig über 
Direktmandate zu legiti-
mieren. 
 
"Ein großer Teil der 
Sachanträge auf dem 
diesjährigen Deutsch-
landtag stammte aus der 
Feder der JU Nieder-
sachsen. Dies zeigt, 
dass der Landesverband 
in seiner inhaltlichen Ar-
beit gut aufgestellt ist", 
sagte Lechner. 

(Fortsetzung von Seite 29) 
 

schließen. Im Gegensatz 
zu den Programmen der 
demokratischen politi-
schen Jugendorganisati-
onen erhebe die Linksju-
gend verfassungsfeindli-
che Forderungen und 
spreche sich beispiels-
weise für einen „grund-
sätzlichen Systemwech-
sel“ aus. 
 
Extremistische Organi-
sationen dürften nicht 
mit demokratischen Ju-
gendverbänden gleich-
gesetzt werden, fordert 
der  JU-Landesvor-
sitzende Sebastian 
Lechner. Mit dem 
„Entgegenkommen“ ge-
genüber der vom Nie-
dersächsischen Verfas-
sungsschutz als linksex-
tremistisch eingestuften 
Linksjugend öffne das 
Sozialministerium auch 
die Tür für spätere For-
derungen rechtsextre-
mistischer Jugendorga-
nisationen wie den Jun-
gen Nationaldemokra-
ten. Hier sei sich die 
Landesregierung der 
möglichen Konsequen-
zen offenbar nicht hinrei-
chend bewusst, meint 
Lechner. Grundlage der 
Förderung müsse daher 
wesentlich „das glaub-

(Fortsetzung auf Seite 31) 

JU wehrt sich weiterhin gegen 
Förderung der Linksjugend 

Die Junge Union (JU) 
Niedersachsen schlägt 
eine grundlegende Än-
derung des Förderungs-
systems für die politi-
schen Jugendorganisati-
onen in Niedersachsen 
vor. Sie positioniert sich 
gleichzeitig gegen die 
Pläne von Sozialministe-
rin Mechthild Ross-
Luttmann, mit einer neu-
en Förderrichtlinie künf-
tig allen politischen Ju-
gendverbänden der im 
Landtag vertretenen 
Parteien Unterstützung 
zu gewähren. 
 
Das könnte möglicher-
weise auch für die Links-
jugend ‚solid’ gelten, die 
seit Jahren vergeblich 
darum kämpft, in die 
Vereinigung Politischer 
Jugend (VPJ) aufge-
nommen zu werden, um 
auf diesem Weg in den 
Genuss der Landesför-
derung zu kommen. Da 
im VPJ das Einstimmig-
keitsprinzip gilt, scheitert 
die Aufnahme von „solid“ 
bisher am Veto der JU.  
 
Die CDU-Jugendorga-
nisation will auch weiter-
hin links- und rechtsext-
remistische Jugendver-
bände grundsätzlich von 
einer Förderung aus-
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hafte Bekenntnis zu den 
Werten des Grundgeset-
zes“ sein, fordert die JU. 
Gleichzeitig will der 
CDU-Nachwuchs über-
flüssige bürokratische 
Hemmnisse abbauen 
und die Förderung nach 
dem hessischen Modell 
neu ordnen: Dort wer-
den die politischen Ju-
gendo rgan i sa t i onen 
ebenso wie andere Ver-
bände direkt durch die 
unabhängige Lottoge-
sellschaft gefördert. 
 
Neben dem Nachweis 
der Verfassungstreue 
sei es wichtig, dass Ju-
gendorganisationen, die 
eine Förderung beantra-
gen, eine kontinuierliche 
Tätigkeit in mindestens 
zwei Drittel aller Land-
kreise und kreisfreien 
Städte in Niedersachsen 
mit demokratisch legiti-
mierten Vorständen be-
legen könnten. Die Zah-
lung von Staatsgeldern 
müsse sich an dem tat-
sächlichen Stellenwert 
der Jugendorganisation 
orientieren. Die Mitglie-
derstärke sei ein wichti-
ges Indiz, ob ein Ver-
band innerhalb der Ju-
gend verankert sei oder 
bloß auf dem Papier 
existiere, begründet 
Lechner den Vorstoß der 
JU. 

(Fortsetzung von Seite 30) 
 

politischen Diskussion 
um die Kerntechnik die 
Ängste der Menschen 
instrumentalisiert wer-
den. Es hat in der Ver-
gangenheit im Ver-
suchsendlager Asse un-
zweifelhaft Fehler gege-
ben. Die Wahl des 
Standortes und die frü-
heren Einlagerungsme-
thoden entsprechen 
nicht heutigen Stan-
dards. Dennoch sollten 
keine unrealistischen 
Gefährdungsszenarien 
der Bevölkerung herbei-
geredet werden. Politi-
sche Aktivisten dürfen 
nicht mit den Ängsten 
der Menschen spielen.“ 

Junge Union besichtigt 
Schachtanlage Asse 

Eine Gruppe der Jungen 
Union (JU) Niedersach-
sen besichtigte kürzlich 
die Schachtanlage Asse 
bei Wolfenbüttel. Die JU-
Mitglieder informierten 
sich vor Ort über den ak-
tuellen Sachstand zu 
den Stilllegungsplänen 
für das seit Monaten in 
den Schlagzeilen befind-
liche Versuchsendlager 
für mittel- und schwach-
radioaktive Abfälle. Der 
JU-Landesvorsitzende 
Sebastian Lechner er-
klärte nach der Führung 
durch das Bergwerk: 
„Das Beispiel des Ver-
suchsendlagers Asse 
dokumentiert, wie in der 

Aus den Kreisvereinigungen 

Die Kreisvereinigung 
der Senioren-Union in 
Braunschweig trauert 
um ihr im 85. Lebensjahr 
plötzlich verstorbenes 
Mitglied Harald Kein-
dorff. Er war 1925 in 
Magdeburg geboren, trat 
1968 in die CDU und am 
1. Januar 1990 in die 
Sen io ren-Un ion  in 
Braunschweig ein. Im 
Jahr 2001 war er in den 
Landesvorstand der Se-

nioren-Union Nieder-
sachsen gewählt wor-
den, dem er vier Jahre 
lang angehörte. Harald 
Keindorff war ein ruhi-
ger, besonnener Mann, 
der lieber im Hintergrund 
als im Rampenlicht der 
Öffentlichkeit agierte, 
aber immer die Fäden in 
der Hand hielt. Im Lan-
desvorstand waren sein 
Engagement und sein 

(Fortsetzung auf Seite 32) 
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sachliches Urteil sehr 
geschätzt.  In vielen so-
zialen Organisationen 
der Stadt war es als Un-
terstützer bekannt und 
anerkannt. Bis zu sei-
nem Todestag war er mit 
der CDU verbunden. Die 
Senioren-Union wird ihm 
ein ehrendes Andenken 
bewahren. 
 

*   *   * 
 
Mit 40 Mitgliedern unter-
nahm die Senioren-
Union Wolfsburg ihre 
diesjährige Mehrtages-
fahrt nach Kitzbühel. Ziel 
des ersten Tages und 
Ausgangspunkt für alle 
Tagesausflüge war das 
im Tiroler Landhausstil 
eingerichtete und famili-
är geführte Alpenhotel 
am idyllischen Schwarz-
see in Kitzbühel.  
 
Ziel des zweiten Tages 
war die Ferienregion Ho-
he Salve. Das Naturer-
lebnis wurde den Wolfs-
burger Senioren durch 
eine Führung näherge-
bracht. Am dritten Tag 
wurde der Obersalzberg, 
der nach 1933 neben 
Berlin zum zweiten Re-
gierungssitz der Natio-
nalsozialisten ausgebaut 
worden war, aufgesucht. 
Eine Besichtigung mit 
Gästeführer und Muse-

(Fortsetzung von Seite 31) umsbesuch schloss sich 
an. Am nächsten Tag 
ging es nach Kufstein 
mit anschl ießender 
Burgführung. Der Nach-
mittag wurde in Reit im 
Winkel verbracht. Einer 
der Höhepunkte der Rei-
se war am fünften Tag 
der Besuch von Inns-
bruck, wo eine ausführli-
che Stadtführung mit 
dem Besuch des Neuen 
Rathauses einschließ-
lich politischer Führung 
auf dem Programm 
stand.  
 
Am folgenden Tag wurde 
Salzburg besucht mit 
Stadtführung und dem 
Besuch des Schlosses 
Mirabell. Der letzte Tag 
stand ganz im Zeichen 
von Kitzbühel. Nach ei-
ner ausführlichen Stadt-
führung konnte man das 
einzigartige Flair dieser 
Stadt genießen. Am ach-
ten Tag hieß es dann 
Abschied nehmen von 
einem traumhaften Al-
penurlaub, der von der 
Vize-Vorsitzenden Erika 
Koegel hervorragend or-
ganisiert war. 
 

*   *   * 
 
Das einjährige Jubiläum 
der Senioren-Union 
Rinteln hat durch den 
Auftritt des Landesvorsit-
zenden der Senioren-

Union Niedersachsen, 
Rolf Reinemann, einen 
ganz besonderen Wert 
und Glanz erhalten. Der 
besondere Wert kam mit 
den vielen guten Tipps 
und Ratschlägen und 
Reinemanns weckenden 
Aussagen und informati-
ven Ansprachen in allen 
drei Teilen des Tages 
klar zum Ausdruck. 
 
Rolf Reinemann hat 
Klartext gesprochen. 
Den Glanz versprühte er 
durch sein bestimmen-
des Auftreten und durch 
seine gelebte politische 
Überzeugung. Überzeu-
gend war auch der Ge-
dankenaustausch mit 
den Gesprächspartnern 
des Seniorenbeirats der 
Stadt Rinteln, mit den 
leitenden Mitarbeitern 
der Senioren- und Pfle-
geeinrichtung Am Seetor 
und für alle Teilnehmer 
am einjährigen Jubiläum 
der Senioren-Union Rin-
teln im Hotel Stadt Kas-
sel.  
 

*   *   * 
 
Einen Führungswechsel 
hat es an der Spitze der 
Senioren-Union Be-
zirksvereinigung Elbe-
Weser gegeben. Der 
bisherige langjährige 
Vorsi tzende Mart in 

(Fortsetzung auf Seite 33) 
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Schnaars, auch Mitglied 
des Landesvorstands 
der Senioren-Union Nie-
dersachsen, stellte sich 
mit nun 80 Jahren nicht 
mehr zur Verfügung. Zu 
seinem Nachfolger wähl-
te die Delegiertenver-
sammlung des Bezirks 
in Bremervörde den 
68jährigen früheren 
Großhandelskaufmann 
Hans-Georg Kühlke aus 
Hemmoor. In seinem 
Rechenschaftsbericht 
wies der scheidende 
Martin Schnaars beson-
ders auf die Resolution 
der Bezirksvereinigung 
hin, in der eine effizien-
tere Alterssicherung ge-
fordert wurde und die 
sehr positive Reaktionen 
im Bundesarbeitsminis-
terium, bei der CDU-
Bundestagsabgeordne-
ten Dr. Martina Krog-
mann und der Bundes-
geschäftsführung der 
Senioren-Union gefun-
den hatte. 
 
Die relativ lange Zeit von 
drei Jahren seit der letz-
ten Bezirksdelegierten-
versammlung begründe-
te Martin Schnaars mit 
der starren Haltung der 
Senioren-Union Kreis-
vereinigung Stade, die 
eine Mitarbeit auf Be-
zirksebene nicht mehr 
für erforderlich hielt. 

(Fortsetzung von Seite 32) Selbst der Hinweis, dass 
durch den Stader Rück-
zug jeweils ein Mitglied 
aus dem Bezirks- und 
Landesvorstand aus-
scheiden müsse, habe 
die Senioren-Union Sta-
de nicht zu einer Um-
kehr bewegen können. 
Glücklicherweise habe 
sich dagegen die Senio-
ren-Union im Land-
kreis Rotenburg neu 
formiert und sei auch 
wieder mit einem Mit-
glied im Bezirksvorstand 
vertreten. 
 
Der stellvertretende Vor-
sitzende der Bezirksver-
einigung, Klaus Huisin-
ga, Hemmoor, dankte 
Martin Schnaars, „der 
das Schifflein Bezirks-
vereinigung Elbe-Weser 
auch in schwierigen Zei-
ten immer wieder in ruhi-
gere Gewässer manöv-
riert“ habe. Der Roten-
burger CDU-Kreisvor-
sitzende Albert Rathjen, 
jetzt selbst Mitglied der 
Senioren-Union, dankte 
den Senioren für ihre 
beispielhafte Unterstüt-
zung im letzten Bundes-
tagswahlkampf und for-
derte sie auf, weiterhin 
ihre berechtigten Inter-
essen  mit Nachdruck zu 
vertreten. 
 
Die Versammlung wählte 
Martin Schnaars und 

Klaus Huisinga zu Stell-
vertretern des neuen 
Bezirksvorsitzenden. 
 
Neue Schriftführerin ist 
Renate  R i t tmeyer, 
Schiffdorf, und Schatz-
meister Manfred Klei-
nert, Cuxhaven, Kassen-
prüfer Hans-Heinrich 
Baack, Lamstedt, und 
Fred Ehlers, Loxstedt. 
Beisitzer im Bezirksvor-
stand sind für die Kreis-
vereinigung Cuxhaven 
Egon von Holten, Hecht-
hausen, Peter Heyn, 
Cuxhaven, und Dietmar 
Weritz, Hemmoor; für 
die Kreisvereinigung 
Osterholz Volkert Rich-
ter, Lilienthal, und Heinz-
Bolko Schottke, Oster-
holz-Scharmbeck. Die 
neu gegründete Senio-
ren-Union Rotenburg 
entsendet als Beisitzer 
Josef Essmann, Roten-
burg. 
 

*   *   * 
 
Zu Beginn der Mitglie-
derversammlung der 
Kreisvereinigung Han-
nover-Land am 15. 
September 2009 in der 
CDU-Landesgeschäfts-
stelle Wilfried-Hassel-
mann-Haus in Hannover 
stellten sich zunächst 
die beiden Bundestags-
kandidaten für die han-

(Fortsetzung auf Seite 34) 
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noverschen Regions-
wahlkreise Dr. Maria 
Flachsbarth, MdB,  und 
Sebastian Lechner, Lan-
desvorsitzender der Jun-
gen Union Niedersach-
sen, vor. Ihre engagier-
ten Wahlreden, vor al-
lem soweit sie sich auf 
die Senioren-Politik be-
zogen, wurden von den 
Mitgliedern mit großem 
Beifall aufgenommen. In 
Kurzreferaten über Sinn 
und Zweck des Hospiz-
wesen trugen Frau Mül-
ler und Frau Rodehorst 
vom Ambulanten Ho-
spizdienst Burgwedel/
Isernhagen  ihre Erfah-
rungen über dieses 
ebenso aktuelle wie sen-
sible Thema vor. 
 
Noch zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts starben die 
Menschen durchweg zu 
Hause im Kreis der Fa-
milie. Auch heute wür-
den die meisten Alten 
am liebsten zu Haus 
sterben. 
 
Aber mehr als 80 Pro-
zent sterben in Kranken-
häusern oder Pflegehei-
men. Um in dieser Um-
gebung das Sterben 
auch in Würde zu er-
möglichen, und dort, wo 
die Medizin am Ende ist 
und keine Aussicht mehr 
auf Heilung besteht,  

(Fortsetzung von Seite 33) setzt das Hospizwesen 
ein, das begleitete, be-
treute Sterben, das we-
der hinausgezögert noch 
verkürzt wird. Dazu ste-
hen der ehrenamtliche, 
ambulante Hospizbe-
gleitdienst, der überwie-
gend von Frauen geleis-
tet wird, oder die bun-
desweit 170 stationären 
Hospize bereit.   
In einem weiteren Vor-
trag sprach die stellver-
tretende Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion, 
Heidemarie Mundlos, 
Braunschweig, erstmals 
vor der Senioren-Union 
über Senioren-Politik. 
Dabei stellte sie die Gro-
ße Anfrage der CDU-
Landtagsfraktion zu die-
sem Thema in den Mit-
telpunkt. 
 
Darin geht es u.a. um 
den Dialog zwischen 
Jung und Alt, um die 
veränderte Situation 
durch den demografi-
schen Wandel, um das 
Heimgesetz, um Kran-
kenhausf inanzierung 
oder auch um Verbrau-
cherschutz. 
 
Die schriftliche, über 
hundert Seiten lange 
Antwort der Landesre-
gierung soll Ende No-
vember 2009 vorliegen. 
– Ein Beschluss des 
Kreisvorstandes zur Un-

t e r s t ü t z u n g  d e s 
„Aktionsbündnisses Al-
tenpflege“ wurde ein-
stimmig angenommen. 
Da der Kreisvereini-
gungsvorsitzende Rolf 
Diez nicht anwesend 
sein konnte, wurde die 
Versammlung vom Stell-
vertreter Eckard Keese 
souverän geleitet. Er 
trug auch den Rechen-
schaftsbericht des Vor-
sitzenden vor, der nach 
kurzer Debatte einmütig 
gebilligt wurde. Zuvor 
hatte der Pressespre-
cher des Landesvor-
stands der Senioren-
Union Niedersachsen, 
Rolf Zick, als es bei der 
Genehmigung des Pro-
tokolls um die Formulie-
rungen bei den letzten 
Vorstandswahlen ging 
(„Wahl des/der Schrift-
führers/in und Wahl des/
der Schatzmeisters/in“, 
die Wähler/innen usw. 
usw.), den Vorschlag ge-
macht, man möge doch 
statt der grün-femi-
nistisch-ideologischen 
Geschlechterformulie-
rungen gleich an den 
Anfang setzen: 
 
In diesem Protokoll 
(oder in dieser Satzung 
usw.) gelten alle Be-
zeichnungen für beide 
Geschlechter gleicher-
maßen. Und schon der 

(Fortsetzung auf Seite 35) 
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Altvater Duden habe ge-
sagte: Der Plural gilt für 
beide Geschlechter. Die 
Versammlung nahm den 
Vorschlag an und quit-
tierten ihn mit Beifall. 
 

*   *   *   
 
Die Kreisvereinigung  
Meppen der Senioren-
Union trauert um ihren 
Ehrenvorsitzenden Paul 
Suilmann, der mit fast 88 
Jahren am 17. Septem-
ber 2009 nach langer 
schwerer Krankheit ver-
storben ist. Suilmann 
war Mitbegründer der 
Senioren-Union im Alt-
kreis Meppen im Mai 
1989 und leitete die 
Kre isververe in igung  
Meppen elf Jahre. 
 
Die Senioren-Union der 
Kreisvereinigung Mep-
pen hatte sich vom 23. - 
26 September trockenes 
Sp ä t s o m m e r w e t t e r 
„ausgesucht", um weite 
Teile des Odenwaldes 
kennen zu lernen. Vom 
Hotel Frankenbrunnen in 
Reinhardsachsen unter-
nahm die Gruppe von 45 
Mitgliedern Fahrten 
nach Heidelberg, Milten-
berg, Michelstadt und 
ins Franziskanerkloster 
Engelberg. Unmittelbar 
vor der Bundestagswahl 
konnte sie dabei auch 

(Fortsetzung von Seite 34) die Werbeaktivitäten der 
Parteien kritisch beurtei-
len. Auf der Hinfahrt 
machte sie Rast im alten 
hessischen Stadtchen 
Büdingen. 
 

*   *   * 
 
Die Senioren-Union der 
Kreisvereinigung Lin-
gen beging mit ihren 
Mitgliedern und den Vor-
ständen aller Emsland-

kreise am 2. September 
2009 ihr 20jähriges Be-
stehen mit Referaten 
des CDU-Fraktions-
vorsitzenden im Kreis-
tag, Heinrich Hövel-
mann, zu dem Thema 
„Die gesellschaftliche 
Entwicklung in unserer 
Region - eine Herausfor-
derung und Chance für 
Alt und Jung“ und des 
Staatssekretärs im Bun-
desfamilienministerium, 
Dr. Hermann Kues, über 

„Zusammenhalt der Ge-
nerationen - Herausfor-
derung für unsere Fami-
lienpolitik". 
 
Im Rahmen dieser ganz-
tägigen Veranstaltung 
konnten sich die Teilneh-
mer auch über die we-
sentlichen Investitionen 
der Stadt Lingen infor-
mieren, über die Ober-
stadtdirektor Pott berich-
tete. So werden z.B. für 

die Umbaumaßnahmen 
des alten Eisenhahnaus-
besserungswerkes zur 
Fachhochschule allein 
45 Mill. € aufgewendet. 
 

*   *   * 
 
Unter der Leitung ihres 
Vorsitzenden Friedhelm 
Gronow unternahmen 
die Mitglieder und 
Freunde der Senioren-
Union Salzgitter eine 

(Fortsetzung auf Seite 36) 

Die Mitglieder der Senioren-Union bei ihrer Reise in 
das Land der Sorben 
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mehrtägige Reise in das 
Land der Sorben und 
Zittauer Berge. Höhe-
punkt der Reise waren 
die Städte Bautzen und 
Görlitz, die Klosteranla-
ge der Zisterzienserin-
nen St. Marienthal an 
der Neiße und der Luft-
kurort Oybin mit der 
Bergkirche („Hoch-
zeitskirche“) am Pfad zur 
Burg Oybin. 
 
Sehr überrascht war die 
Reisegesellschaft von 
der sehr guten Bausub-
stanz in den Orten der 
ehemaligen DDR. Be-
eindruckend war auch 
die Anlage des sorbi-
schen Friedhofs in Ral-
bitz, auf dem nur Sorben 
in einheitlichen Gräbern  
mit Holzkreuzen in sorbi-
scher Beschriftung bei-
gesetzt werden. Ein 
empfehlenswertes Rei-

(Fortsetzung von Seite 35) 
 

seziel war auch das 
ehemalige Lausitzer 
Bergbaugebiet mit dem 
Findlingspark „Nochten“, 
wo das Erinnerungsfoto 
entstand. Alle Reiseteil-
nehmer waren von der 
Fahrt begeistert. Sie 
wollen im September 
2010 die Insel Rügen 
und Fischland / Darß be-
suchen. 
 

*   *   * 
 
Die Senioren-Union 
Kreisvereinigung Au-
rich hat alle Mitglieder 
und Freunde zur Grün-
dung von Ortsverbänden 
Norden, Norderney und 
Juist zum 1. Dezember 
2009, 10.00 Uhr, nach 
Norden, Hotel Reichs-
hof, eingeladen. Im Mit-
telpunkt der Gründungs-
versammlung wird eine 
Rede des Landesvorsit-
zenden der Senioren-
Union Niedersachsen, 
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